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Diktatoriſche Maſßznahmen.
Beſprechungen mit der jnduſtrie,
Berlin, 23 Auguſt. Ueber die Beſprechung der Pac-

teiführer beim Reichskanzher teilt der „Vorwärts“ u. a.
folgendes mit Von der Sozialdemokratie waren anweſend
die Genoſſen Wels, und Hertz, von der Reichsregierung
Reichskanzler Streſemann, Finanzminiſter Hilferding
und Wirtſchaftsminiſter Naumer.

Der Reichskanzler und der Reichsfinanzminiſter ſchil-
derten die gegenwärtige politiſche Situation, beſonders die
traurige Finanzlage des Reiches. Es ſei die Abſicht der
Regierung, alles zu kun, was wirtſchaftlich und finan-
ziell eine Erleichterung verſpreche. Die Regierung ſei
ſich bewußt, daß ſie

das letzte verfaſſungsmäßige Kabinett
ſei. Verſage ſie, dann gebe es nur Gewalt. Sie werde
deshalb gegebenenfalls vor diktatoriſchen Mitteln, die zur
Rettung Deutſchlands dienen könnten, nicht zurüchs
ſchrechen. Feder Vermögensſtenerpflichtige werde ver-
pflichtet, gegen Goldanleihe Deviſen abzuliefern. Wer
keine Deviſen habe, könne in Papſermark zahlen. Die
eidesſtattliche Verſicherung über die Höhe des Deviſen
beſtandes, Beteiligungen an ausländiſchen Unterneh
mungen, ausländiſchen Effekten und Noten werde in Zwed-
felsfällen erſetzt werden müſſen durch den Eid. Für
falſche Angaben ſeien die für Meineid geltenden Strafen
in Ausſicht genommen, außerdem die Konſiskation des
Vermögens. Die Maßnahmen ſollen waſch durchgeführt
werden.

Die erſchienenen Parteiführer billigten die Maßnahmen
der Regierung in vollem Umfange. Sie biülligten insbe-
ſondere, daß die Ausſchreibung der Steuern vorgenommen
wird auf Grund des Paragr. 48 der Reichsverfaſſung
ohne weitgehende Beſprechungen im Parlament. Die ſo
zialdemokratiſchen Vertreter betonten, von vornherein dürfe
kein Zweifel darüber aufkommen, daß die Verordnung unter
allen Umſtänden ſchärfſtens durchgeführt wird. Auch die
Frage der Reiſchsbankeitung ſpielte in der Debatte
eine Rolle. Hier iſt in kürzeſter Friſt eine Entſcheidung
der Reichsregierung zu erwarten, die den bisherigen Zu
ſtand, daß die Reichebankleitung die Maßnahmen der Reichs-
regierung durchkreuzt, ſowohl in perſoneller wie in
ſachlicher Beziehung durchgreifend ändert. Jn den Ver-

Handlungen des Hauptausſchuſſes des Reichstags am Donners
tag, der ſich mit der allgemeinen Finanzlage des Reiches
beſchäftigen ſoll, wird der Reichsfinanzminiſter Dr. Hilfer-
ding das Wort nehmen.

Unter dem Vorſitz des Reichskanzlers und im Beiſein
des Reichsfinanzminiſters ſowie des Reichswirtſchaftsminiſters
fand geſtern nachmittag eine eingehende

Ausſprache mit Vertretern der Induſtrie
über die bevorſtehende Notverordnung des Reichspräſidenten'
ſtatt. Der Reichskanzler legte eingehend die. Notwendigkeit
dar, mit größter Beſchleunigung einen Deviſenfond
zu ſchaffen zur Beſſerung der Ernährungsverhältniſſe und
zur Stützung der Währung. Nach ausführlichen Darlegungen
des Finanzminiſters über die Finanzlage anerkannten
die anweſenden Vertreter der Jnduſtrie in vollem Maße
die Notwe nd igkeit der beabſichtigten Maßnahmen und
erklärten ihre Zuſtimmung zu beſchleunigtem geſetzgeberiſchen
Vorgehen und den ſchärfſten Strafmaßnahmen gegen Zu-
widerhandlungen und Umgehungen der Verordnung. Die
Beſprechung ergab weiterhin die Notwendigkeit, beſchleunigt
alle Maßnahmen zu treffen, die zu einer Hebung der Aus-
fuhr dienen können, um dadurch für die Zukunft den
dauernden Eingang von Deviſen zu ſtärken.

öchuſfung des PDeviſenfonds:
260 bis 300 Goldmillionen.

Berlin 23. Auguſt. Die Reichsregierung hofft, durch
die Notverordnung 200 bis 300 Millionen Goldmark in
Deviſen herausholen zu können und damit den ſchon mehr-
fach erwähnten Fonds zu ſchaffen, mit deſſen Hilfe man die
Mark ſtützen und die Lebensmittelverſorgung der Bevölkerung
ſicherſtellen kann. Die Vertreter der Koalitionsparteien
billigten geſtern bei dem Empfang in der Reichskanzlei die
in den Verordnungen getroffenen Beſtimmungen: ja, es wer
den ſogar Vorſchläge dahin laut, die Verordnungen, zumal
in den Strafbeſtimmungen, noch zu ver ſchärfen.

Der ReichsbaunkKonflſkt.

Der Konflikt zwiſchen dem Reich s bankdirek-
torium und den Angeſtellten wegen der Entlaſſung
des Berliner Betriebsratsvorſitzenden Großmann gewinnt
immer mehr an Umfang und wird nach Ablehnung der Ver
mittlungsaktion des Reichsarbeitsminiſters von Tag zu Ta
drohender. Am Mittwoch iſt der Hauptbetriebsrat der Reichs
bank in Berlin zuſammengetreten, an dem Vertreter der
Betriebsräte in Magdeburg, Düſſeldorf, Bremen Dresden,

haben.
Köln, Frankfurt a. M., Leipzig und Stettin teilgenommen

Nach längerer Beratung wurde dem entlaſſenen
Betriebsratsvorſitzenden Großmann das Ver-

trauen der Angeſtelltenſchaft in den Reichsbankneben-
ſtellen ausgeſprochen. Eine entſprechende Entſchließung
wurde dem Präſidenten Havenſt ein durch eine Dele-
gation überreicht und bei dieſer Gelegenheit darauf hin
gewieſen, daß die Angelegenheit auch in der Provinz unter
den Angeſtellten lebhafte Unruhe hervorgerufen habe. Jm
Anſchluſſe an dieſe Unterredung fanden dann weitere
Sitzungen mit Bankangeſtelltenorganiſation ſtatt, die ein
Schreiben an den Reichswirtſchaftsminiſter richteten, daß
der Betriebsrat unbedingt geſchützt werden würde, koſte es,
was es wolle. Der Schreiber ſchließt mit den Worten: Der
Betriebsrat Großmann muß bleiben und Herr
Havenſtein gehen!

Am Nachmittag fand dann eine Verſammlung der An-
geſtellten der Reichsbank und des Buchd rucker per
ſonals der Reichsdruckerei ſtatt. Auch dieſe Verſammlung
erklärte ſich ſolidariſch mit dem entlaſſenen Betriebsratsvor-
ſitzenden Großmann. Auch die Vertreter im Reiche haben
zum Ausdruck gebracht, daß ſie den Vorſitzenden des Haupt-
betriebsrates in Berlin eventuell durch Niederlegung
der Arbeit vor der Maßregelung ſchützen wollen.

Reichsbankpräſident Havenſtein wurde am Mittwoch
vom Reichspräſidenten und Reichskanzler empfangen.
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Einzelheiten aus der franzöſiſchen Rote

an England.

Die franzöſiſche Antwort auf die letzte engliſche Note
enthält u. a. noch folgende Sätze:

Der ſogenannte paſſive Widerſtand iſt nicht von
der Bevölkerung des Ruhrgebietes und noch viel weniger
von der Bevölkerung des Rheinlandes ausgegangen, ſondern
von den Jnduſtriellen und von Berlin. Es iſt auf jeden
Fall gerechtfertigt, daß die Regierung der Republik an
eſichts dieſer Tatſache die Einſtellung des paſſiven Wider

Berliner

tandes als die unerläßliche Vorausſetzung jeder neuen
Unterhaltung mit der Reichsregierung betrachtet. Der
paſſive Widerſtand widerſpricht nicht nur dem Friedensvers
trage, ſondern auch dem eigenen Intereſſe Deutſchlands, da
er es an der freiwilligen Ausführung ſeiner Verpflichtungen
hindert. Die franzöſiſche Regierung wünſcht daher, daß der'
paſſive Widerſtand beendet werde und kann erſt dann,
wie ſie bereits Gelegenheit nahm, der britiſchen Regierung
zu verſtehen zu geben, die Ruhrbeſetzung nach Aufgabe

Die Wertbeſtändige Ankeihe
des Dentſchen Reiches und der

Reichskanzler Streſemann
„An alle Schichten des Volkes richten wir die

Aufforderung, dieſe deutſche Goldanleihe aufs
kräftigſte zu unterſtützen. Sie ſoll uns eins der
Mittel ſein, um die Geldinflation zurückzu-
dämmen, die Verhältniſſe geſchaffen hat, unter
denen weite Volksſchichten in Deutſchland' kaum
noch über die notwendigſten subſiſtenzmittel
verfügen. Wir richten den dringenden Appell
an alle Parteien, an dieſer für unſer Volk ſo
entſcheidend gewordenen Frage mitzuarbeiten.
Jn dieſer Frage gibt es keine Parteimeinungen,
in dieſer Frage iſt die poſitive Mitarbeit jedes,
der die Verhältniſſe zu beſſern vermag, vater-
ländiſche Pflichterfüllung, die wir dankbar be-
grüßen.“ Kede in der Sitzung des Reichstags am 14. Auguſt 1923.

Zeichnungen können bei der Reichsbank und bei den im Proſpekt
angegebenen Stellen ſowie bei dieſen durch Bermittlung ſämtlicher
Banken, Bankiers, Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchafſen bewirkt
werden. Feichnungspreis 100 bei Einzahlung von Deviſen und
Dollarſchatzanweiſungen 95 Das kleinſte Stück lautet auf den

Gegenwert von 1 Dollar.
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isverwaltung und anderer Behörden
163. Jahrgang.

Ernüährungspolitik.
Sorgen des Tages drohen wieder, die Vorſorge für

die nächſten Jahre und für die Zukunft über Gebühr in
den Hintergrund zu drücken. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß
die Abhilfe des gegenwärtigen Notſtandes als die dringendſte
Aufgabe aller verantwortlichen Perſonen erſcheinen muß.
Die Notſtandsmaßnahmen dürfen aber nicht einen Cha
rakter annehmen, der ernſte Gefahren für die Dauer in
ſich ſchließt. Jn der öffentlichen Erörterung über die Lebens-
mittelſchwierigkeiten der letzten Wochen überwogen bereits die
Stimmen, die unter Hintanſetzung produktionspolitiſcher Vor
ausſicht aus den Notſtandsmaßnahmen Dauermaßnahmen zu
machen befürworteten. Mehr oder weniger gruppieren ſich
dieſe Forderungen um das ſozialiſtiſche Schlagwort der „Plan
wirtſchaft“, wenn auch die Bezeichnung ſelbſt nur von dem
Sozickliſten gebraucht wurde und man anderwärts von „Vor-
ſorgewirtſchaft“ oder dergleichen ſpricht. Letzten Endes ſind
all dieſe Pläne je nach dem politiſchen und wirtſchaftlichen
Standpunkt bis zu einem gewiſſen Grade dialekktiſche Ab-
wandlungen der „Zwangswirtſchaft“ und das gemeinſame
Kennzeichen beſteht darin, daß es nur auf die Einführung
eines Verteflungsſchlüſſels für die vorhandenen und die zu
erfaſſenden Nahrungsmittel ankommt, ohne daß dabei neben
der Sicherung der gegenwärtigen Verſorgung als maßgebende
Richtſchnur die Steigerung der landwirtſchaft-
lichen Produktion angenommen wird. Hiervon hängt
aber alles ab und jede Ernährungspolitik bleibt Stück-
werk und Dilettantismus, ſolange ſie als übergeordneten
Geſichtspunkt nicht die Förderung der Produktion hat, ſolange
ſie nicht recht eigentlich Produktionspolitik iſt. Es kommt
alſo weniger darauf an, „Planwirtſchaft“ zu treiben, als
nach einem Wirtſchaftsplan Verteilung und Pro-
duktion den Weg zu weiſen. Legen wir dieſen Maßſtab an
die Konferenz der Ernährungsminiſter an, ſo müſſen wir
mit Bedauern feſtſtellen, daß auch die berufenen Ernährungs-
politiker ſich nicht darum bemüht haben, einen wohldurch-
dachten Wir tſchaftsplan durchzuführen, der ja eigentlich
ſpäteſtens ſeit der Annahme des Brotverſorgungsgeſetzes
ſchon hätte in Erſcheinung treten müſſen, aber offenſichtlich
bei den Gegenſätzen im Reichsernährungsminiſterium ſelbſt
und zwiſchen den verſchiedenen Ernährungsminiſterien der
Länder noch garnicht zuſtande gekommen iſt. Die
Konferenz hat auch nicht verſucht, nunmehr endlich einen
geſchloſſenen Wirtſchaftsplan aufzuſtellen, ſondern ſie hat ſich
lediglich auf eine Teilarbeit beſchränkt, die zugeſtandener-
maßen allein das Verteilungsproblem löſen ſoll und
ſo nur auf planwirtſchaftliche Gedankengänge eingeht. Bei
der nun ſeit langem ſchon zu beobachtenden Richtungsloſigkeit
der offiziellen Ernährungspolitik und dem Lavieren zwiſchen

Klippen des politiſchen Anſtoßes ſcheint es nunmehr faſt in
der zwangsläufigen Entwicklung zu liegen, nachdem mit
dem neuen Kabinett die Sozialdemokratie wieder offiziellen
Einfluß auf die Reichspolitik gewonnen hat, daß über kurz
oder lang die Zwangswirtſchaft als „Planwirtſchaft“ wie
ein Phönix aus der Aſche ſteigt. Und dies, trotzdem der
Ernährungsminiſter Dr. Luther kürzlich bei der Rückſprache
der Führer des Reichslandbundes bei Reichskanzler Streſe-
mann ſich ſtark gemacht hat, trotz aller ſozialiſtiſchen Ein
flüſſe den Produktionsnotwendigkkeiten in der Ernährungspo-
litik zum endgültigen Erfolge zu verhelfen. Daß die
Markenbrotverſorgung vom 15. September bis 15. Oktober
verlängert werden ſoll, mag man angeſichts der vierwöchigen
Verzögerung der diesjährigen Ernte hinnehmen können. Wenn
aber darüber hinaus für beſtimmte Gebiete die öffentliche
Verſorgung aufrecht erhalten werden ſoll, ſo bedeutet das
lediglich eine Konzeſſion an die ſozialdemokratiſchen For-
derungen, die ſich nicht mit einer produktionspolitiſchen Er-
nährungswirtſchaft vereinbaren läßt, zumal man das Ernte-
ergebnis noch nicht endgültig überſehen kann. Wie ſehr die
Verteilung gegenüber der Produktion im Vordergrunde ſteht,
beweiſt die Finanzierung des Kartoffelhandels aus öffent-
lichen Mitteln ähnlich der früher geplanten Getreidehandels-
finanzierung, während Reichskredite für die landwirtſchaftliche
Produktion bisher ſogut wie gar nicht flüſſig gemacht wurden.

ſ]-o e T Tdes paſſiven Widerſtandes ab ändern. Die franzöſiſche
Regierung wird die Ruhrbeſetzung bei ſchrittweiſer Räu
mung nach Maßgabe der Zahlungen unter Bedin-
ungen fortführen, die von den gegenwärtigen verſchieden.find Die franzöſiſche Regierung betont, daß ſie keinerlei

Wunſch habe, im Ruhrgebiet länger zu bleiben, als notwendig
iſt, und daß ſie weder politiſche noch annexioniſtiſche Abſichten
verfolge. Der Augenblick, zu welchem die Zahlungen und
damit die Räumungen ausgeführt werden, hänge von dem
guten Willen Deutſchlands ab. Jn dieſem Zuſammenhange
erinnert die franzöſiſche Regierung an die Schnelligkeit, mit
welcher Oeſterreich die für dieſes Land notwendigen
Anſtrengungen vornahm trotz der Nachteile ſeiner geographi-
ſchen und wirtſchaftlichen Lage. Nachdem die Reparations



kommiſſion den Geſamtbetrag der geſamten Verpflichtungen
Deutſchlands feſtgeſtent hat, beſteht kein Grund, davon
abzuweichen. ie Feſtſetzung Reparationskommiſſion
kann nur mit Genehmigung ſämtlicher Verbündeten revi-
diert werden. e ſoll die LeiſtungsfähigkeitDeutſchlands periodiſch in der Art abgeſchätzt werden,
daß die fälligen Beträge je nach den Uncänden
abgeändert werden können. Dieſe Abänderungen werden
durch Majorität entſchieden. Poincare verteidigt dann
die Tätigkeit der Reparationskommiſſion, die ſtets Loyalität,
Sachverſtändigkeit und Gerechtigkeitsſinn gezeigt habe. DieNote fährt ſlerauf fort: Es dürfte nicht ſchwer fallen,
s über die denkbar ſchnellſte Zahlung der deutſchen Schuld,
oweit ſie den Wiederaufbau der verwüſteten Gegenden be-

trifft, zu verſtändigen und die Prüfung der 'Zahlungen des
zweiten Teiles der Schuld durch die Reparationskommiſſion
auf einen beſtimmten Zeitpunkt zu verſchieben, wobei auch
die Prüfung der Zahlung der Kriegsſchulden nach einer ger
meinſamen Verſtändigung auf dasſelbe Datum hinausget
r wird Jch nehme nicht an, daß England die
nteralliierten Schulden vor Zahlung der Reparag-

tionen beanſprucht. Es begreift ohne Zweifel beſſer
als irgend jemand, daß Frankreich, um ſeine Verpflichtungen
erfüllen zu können, zu allererſt ſeine Steuerkraft wieder
erlangen, ſeitie Ruinen wieder aufbauen und ſelbſt in den
Stand geſetzt werden muß, mit gleichen Waffen gegen den
dentſchen Wettbewerb anzukämpfen. Das Intereſſe Englands
beſteht nicht darin, daß Deutſchland ſich nicht wieder auf
richtet, es kann aber auch indeſſen nicht darauf hinauslaufen,;
daß Frankreich erniedrigt wird.

Keine amtliche Keußerung Englands,

London, 23. l Die franzöſiſche Antwort auf
die engliſche Note unterliegt gegenwärtig einem ſorgfältigen
Studium. Ein amtlicher Kommentar kann im Augenblick
noch nicht gegeben werden. Ganz abgeſehen von anderen
Umſtänden kann die amtliche Anſicht über die franzöſiſche
Note nicht eher formuliert werden, als bis auch die
belgiſche Antwort eingetroffen und geprüft
worden iſt. Es wird jedoch von autoritativer Seite ver-
ſichert, daß man in beiden Antworten gewiſſenhaft nach
der Möglichkeit eines Kompromiſ ſes zwiſchen den wider-
ſtrebenden Auffaſſungen ſuchen werde.

Miniſterrut in Brüſſel
Paris, 23. Auguſt. Brüſſeler Meldungen zufolge haben

Theunis und Jaſpar ſich geſtern früh eingehend mit
der belgiſchen Antwort auf die letzte engliſche Note be-
chäftigt. Der Unterredung wohnte der Londoner Geſandte

elgiens bei. Ein belgiſcher Miniſterrat hat ſich geſtern nach-
mittag um 2 Uhr mit der Prüfung des Textes befaßt, der
am kommenden Freitag der franzöſiſchen Regierung zur Ein
ſichtkkahme überreicht werde und am Sonnabend oder ſogar
erſt am Montag dem Londoner Kabinett zugeſtellt werde.

Neue s0onnlugsrede Poincarös.
Paris, 23. Auguſt. Es wird bereits eine neue Denkmals-

enthüllung für den kommenden Sonntag angeſagt. Miniſter
präſident Poincare wird diesmal in Chaſſey (Depart,
ment Meuſe) bei der Einweihung eines Kriegerdenkmals
eine politiſche Rede halten.

Hoeſch wieder beſetzt. Eine neue Mordtat.

Witten, 22. Auguſt. Das Eiſen- und Stahlwerk Hoeſch
iſt erneut beſetzt worden. Die Arbeiter ſind in einen 24-
ſtündigen Proteſtſtreik getreten.

Ein Schloſſer der Eiſenbahnausbeſſerungsſtelle in
Witten iſt bei der Bewachung von Güterwagen erſchoſſen
worden. Einzelheiten fehlen noch.

Jn Bochum g die Franzoſen wieder einen
n m. n Höhe von 100 Milliarden Mark, derfür die Reichsbanknebenſtelle in Eickel beſtimmt war.
Für die Stadtkaſſe in Recklinghauſen beſtimmtes t
in Höhe von 12 Milliarden Mark haben franzöſiſche Krimi-
nalbeamte geraubt.

PDerßauf von gergubßten bebensmitteln,
Gelſenkirchen, 22. Auguſt. Jn Gelſenkirchen wird eine

ſehr ſcharfe Kontrolle des Autofuhrverkehrs aus-
eübt. Diejenigen, die ohne beſonderen Erlaubnisſchein für
en Lebensmitteltransport Lebensmittel mit ſich führen, ſetzen

ſich der Fortnahme ihrer Wagen aus. So wurde das Auto
einer hieſigen Lebensmittelhandlung „beſchlagnahmt“ u. die

Waren in von den Fxanzoſen eingerichteten Verkaufsſtänden
zum Verkauf ausgeſtellt. Die Tageszeitungen werden
gezwungen, eine Anzeige zu veröffentlichen, nach der das
124. Jnfanterieregiment ein Konſumgeſchäft für die Bevöl-
kerung von Gelſenkirchen eröffnet. Der Verkauf von Speck,
Schweinefleiſch, Schmalz, Butter, Hülſenfrüchten, Zigaretten,
Zucker uſw. findet zu etwas niedrigeren Preiſen als in
den deutſchen Geſchäften ſtatt.

Eine neue Gewaltverordnung Degouttes.
Paris, 22. Auguſt. Nach einer Havasmeldung us

Düſſeldorf hat General De goutte eine Verfügung er
laſſen, durch die in allen Gruben, die bisher keineKiohlenſten er bezahlt oder keine Lieferung gereiſtet
haben, der Koks und ſeine Nebenprodukte zugunſten der alliierten Mächte geſperrt werden. Jede
Eingriff in die ſo geſperrten Beſtände werde müt einer
Geldſtrafe in der doppelten Höhe des Wertes des gewonnenen
e oder mit Gefängnisſtrafe bis zu 5 Jahren ge-
ahndet.

Weitere Beygarbeiterausſnerrungen im Ruhrgebiet

S. Gelſenkirchen, 23. Auguſt. Nachdem die Belegſchaften
einiger Zechenanlagen ausgeſperrt worden ſind, weil
ſie ſich geweigert hatten, die Arbeiten aus-
zuführen, ſind geſtern noch eine Reihe weiterer Zechenan
lagen dieſem Beiſpiel gefolgt Soweit ſich überſehen läßt,
befinden ſich im Eſſener Revier und im Bottroper Bezirb
alle Zechen im Stillſtand. Dazu treten noch die in Gelſen-
kirchen befindlichen Zechenanlagen „Conſolidation“, „Hiber-
nia“ und „Wilhelmine Viktoria“, deren Belegſchaften eben-falls ausgeſperrt worden ſind.

Abflauen des Streiks in Eſſen
Eſſen, 23. Auguſt. In der Betriebsrätekonferenz, die

vorgeſtern im „Nordpark“ tagte, wurde beſchloſſen, den Be
legſchaften der einzelnen Zechenanlagen anheimgaben, ein
zufahren und, ſoweit es ihre Kräfte erlauben, Arbeit zu ver
richten. Daraufhin ſind geſtern morgen auf der Zechen
anlage „Guſtav““ die Belegſchaften angefahren und trotz
der verhätgten Sperre zugelaſſen worden. Die übrigen
Arbeiter haben die Arbeit wieder aufgenommen. Eine er-
hebliche Kohlenförderung wird ſich erſt in den nächſten Tagen
zeigen, wenn die kommuniſtiſche Hetze, die ſich auf
der oche en beſonders ſtark auswirkte, abgeflaut:
iſt. Die Belegſchaft der Zechenanlage „Fritz“ iſt am 21.
Auguſt vollſtändig wieder angefahren und hat die Arbeit

beiter finden laſſe.

wieder aufgenommen. Auf faſt allen Zechenanlagen des
Reviers herrſcht allgemeine Nuhe. u ſind
nicht vorgekommen. Die Friſt zum Anfahren und zur
Aufgabe des paſſiven Widerſtandes iſt heute abgelaufen.

Woher kommen die Gelder
Der „Vorwärts“ und mit ihm andere ſozialdemokratiſche

Blätter richten die nachſtehenden zeitgemäßen Fragen an
die Oeffentlichkeit:

„Die deutſche Arbeiterſchaft in ihrer Geſamtheit, ob
Anhänger der KPDegkntrale und ihrer Parolen oder
Gegner, hat einen wohlbegründeten Anſpruch auf die Be-
antwortung der rege aus welcher Quelle denn eigent-
lich die Gelder für die jüngſte „Generalſtreik“- Aktion
gefloſſen ſind? Es handelt ſich dabei allein für die Her
ſtellungskoſten der Flugblätter um Summen, die un-
möglich aus den Beiträgen der Mitglieder
der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands aufge
bracht werden konnten.

Die Betriebsräteabteilung der KPD. und ihre Zen
tralſtreikleitung hat nicht nur in Berlin, ſondern in allen
Großſtädten Deutſchlands eine ganze Serie von Flugblöttern herausgegeben, die Unſummen gekoſtet haben. Um
unſeren Genoſſen einen ungefähren Begriff über die Höhe-
dieſer Unkoſten zu vermitteln, ſei bemerkt, daß die Koſten
eines einzigen Flugblattes zur Abwehr gegen die „General-
ſtreik Diktatur in einer Auflage von nur 24 000 Exemplaren,
die für Berlin z. B. kaum für einen einzelnen Stadtbezirk
ausreichte, nicht weniger als 140 Millionen Mark betrugen
Dieſem einem Flugblatt haben die Kommuniſten der be
treffenden Stadt nicht weniger als fünf Flugblätter ent
gegengeſtellt.

Damit ſind zunächſt die vorwurfsvollen Fragen vieler
unſerer Genoſſen beantwortet, warum die ADGB. und ſeine
Ortsausſchüſſe in dieſer Beziehung nicht mehr getan haben
zur Aufklärung der Arbeitnehmerſchaft und der Bevölkerung
über den eigentlichen Zwieck dieſer wie aller voraufges
hangenen „großen Aktionen“ der kommuniſtiſchen Partei
zentrale. Daß wir in finanzieller Beziehung erſt recht die
Konkurrenz mit der aus Moskau ſubventionierten KPD.
nicht aufnehmen können, noch weniger etwa als mit der
Skrupelloſigkeit ihrer ja ebenfalls ſubventionierten Preſſel,
liegt klar auf der Hand.

Da müſſen wir denn ſchon die Frage aufwerfen? Wo-
her kommen die Gelder für die kommuniſtiſchen Ak—
tionen? Wei?k nach allen bisherigen Erfahrungen anſtatt
einer klaren unzweideutigen Antwort auf dieſe Frage nichts
weiter als eine Schimpfkanonade der „Roten Fahne“ zu er-
warten iſt, werden wir auf die Antwort vergeblich warten
müſſen. Das iſt begreiflich. Denn in demſelben Augenblick,
in dem die Geldquelle der KPD. und ihre für deutſche Ver
hältniſſe ungeheuren Erträgniſſe bekannt würden, würden
die ehrlichen deutſchen Proletarier, die heute noch den kommu
niſtiſchen Parolen nachlaufen, das Spiel durchſchauen, das mit
ihnen getrieben wird

Während die Gewerkſchaften und die Sozialdemokratiſche
Partei ihren Mitgliedern e in aller Oeffentlichkelt
über ihre Einnahmen und Ausgaben Rechenſchaft ablegen,
hütet die KPDo Zentrale ihre hauptſächlichſten Einnahme-
quellen als ihr Geſchäftsgehei mnis. Jn einer Zpit
in der alle Gewerkſchaften in finanzieller Beziehung unſagbar
ſchwer um ihre Exiſtenz kämpfen müſſen, nicht minder
unſere Partei und ihre Preſſe, kann die KPD. aus dem.
Vollen ſchöpfen. Sie kann es nicht aus den Beiträgen ihrer
Mitglieder, doch ſie kann es. Woher kommen ihre Gelder?“

Auf die Beantwortung dieſer Frage werden die Mit-
glieder der Gewerkſchaften lange warten können. Jhre
Moskauer Hintermänner wird die KPD. nicht ſo ohne wei-
teres preisgeben.

Die Frage der wertbeſtüncligen böhne.
Berlin, 23. Auguſt. Jn der Zentralarbeitsgemeinſchaft

fand geſtern zwiſchen den Vertretern der Arbeitgeberverbände
und den Gewerkſchaftsvertretern erneut eine Beſprechung über
die Frage ſtatt, ob ſich eine brauchbare Methode der Wert-
beſtändigmachung des Einkommens der Angeſtellten und Ar-

Dabei wurden von den Vertretern des
Deutſchen Gewerkſchaftsbundes Vorſchläge nach der Rich-
tung gemacht, daß das Einkommen eines Angeſtellten, ſo
wie es ſich am Ende eines Monats ergeben habe, auch im
folgenden Monat gezahlt werde und daß in jeder Woche
des neuen Monats ein Zuſchlag gezahlt werde, der ſich
aus dem Anwachſen oder dem Rückgang der Jnderxziffer er-
rechnen laſſe. Die von beiden Seiten gemachten Vorſchläge
werden von den Arbeitgeberverbänden und den Gewerk-
ſchaften geprüft und in einer neuen Konferenz zur Be
ſprechung gelangen.

ſeine Henderung der Koßlenpreiſe,
Ueber die letzte Sitzung des Reichskohlenrats

erfahren wir, daß eine Preisverminderung nicht
beſchloſſen worden iſt; es iſt nur über den Einſpruch
des Reichswirtſchaftsminiſters gegen die letzten Zuſchläge zu
den Kohlenpreiſen verhandelt worden. Hierzu iſt zu bemer-
ken, daß dieſer Einſpruch des Reichswirtſchaftsminiſteriums
diesmal nicht eine aufhebende Wirkung hat. Es wurde
eine Kommiſſion gebildet, die die Verhältniſſe klären ſoll.
Die eingeſetzte Unterkommiſſion ſoll insbeſondere die Frage
Pprüfen, ob und wie der Bergbau ſchneller in den Beſitz der
Erlöſe für den Verkauf ſeiner Produkte kommen kann.

Jn der Sitzung wurde auch die vom Reichskohlenver-
band angeregte Aufhebung bezw. Verringerung der Koh-
lenſteuer beſprochen. Der Reichsminiſter erklärte, eine
ſolche Maßnahme zurzeit nicht in Ausſicht ſtellen zu kön-
nnen, da die Kohlenſteuer für den Etat des Reiches eine
ſehr große Rolle ſpiele und ihre Aufhebung andererſeits,
da die 30prozentige Steuer nur vom Zechenpreis und nicht
von den Endpreiſen erhoben werde, keine allzugroße Er
mäßigung der Kohlenpreiſe ermöglichen könne.

zwangserfaſſung der Ernte in Bauern,
München, 23. Auguſt. Der bayeriſche Miniſterrat hat

beſchloſſen. die Erntevorräte von 1923 zu erfaſſen und die
Bezahlung der neuen Ernte 1923 ſicherzuſtellen: ferner
erheblich ſtrengere Vorſchriften für die Zulaſſung zum Han-
del und die Sicherung der Lebensmittelerzeugung für den
Jnlandsverbrauch zu erlaſſen.

15fache Erhöhung der ſozialen Abzüge bei der Einkommenſtener.

Jn ſeiner geſtrigen Sitzung befaßte ſich der Steueraus-
ſchuß des Reichstages mit der Anpaſſung der ſozialen Ab-
züge bei der Einkommenſteuer an die Geldentwertung. Eine
Vorlage des Reichsfinanzminiſters ſieht eine Erhöhung der
Abzüge auf das Sfache der am 1. Auguſt in Kraft getre-
tenen Beträge vor; doch erklärte Staatsſekretär Zapf vom
Firanzminiſterium gleich, daß dieſer Betrag gegenwärtig
nicht mehr ausreichend ſei. Das 12- bis 15fache dürfte
ar gemeſſen ſein. Nach längerer Ausſprache ſtimmte der

Einkommenſteuerüberweiſungen an die Gemeinden
Jn einer gemeinſamen Verfügung des Miniſters des

Jnnern und des Finanzminiſters vom 20. Auguſt d. J.
werden die Regierungspräſidenten ermächtigt, bis ſpäteſtens
zum 28. Auguſt an die Gemeinden (Gemeindeverbände)
für das Rechnungsjahr 1923 einen Betrag in Höhe von 2160
v. H des Einkommens von 1919 (16fache Garantieſumme
für 1920) zur Auszahlung zu bringen. Die erforderlichen
Mittel ſind unter Berückſichtigung der etwa notwendigen
Ausgleichungen bei dem Miniſter des Jnnern bis zum 1.
September d. J. unmittelbar anzufordern. Die Daten ſind
genau innezuhalten.

Die Teuerung der Woche
Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskoſten

ſtellte ſich nach den Berechnungen des Statiſtiſchen Reichs
amts für den 20. Auguſt auf das 753 730fache des Vor
kriegsſtandes. Das bedeutet eine Steigerung um 72,5 Pro-
zent gegenüber der Vorwoche.

Die nene Buchhändlerſchlüſſelzahl: 1 000 000.
Die, Buchhändlerſchlüſſelzahl iſt mit Wirkung ab Don-

nerstag, den 23. Auguſt, auf eine Million feſtgeſetzt worden.
t

Stundung der Vorauszahlungen auf die Einkommen und
Körperſchaftsſtener?

Die nach den Paragraphen 1, Abſ. 6 und 2, Abſ. 4
des Geſetzes über die Erhöhung der Vorauszahlungen auf
die Einkommen- und Körperſchaſtsſteuer zuläſſigen Stun
dungsanträge, (falls das Einkommen 1923 nicht vier Fünftel
des Einkommens von 1922 multipliziert mit dem für die
Vorauszahlungen maßgeblichen Vielfachen erreicht) werden,
wie uns der Hanſa-Bund ſchreibt, am beſten auf den Ver
gleich der Umſatzziffern der Monate Januar--Juli 4922
mit den gleichen Monaten des Jahres 1923 zu ſtützen ſein.
Hierbei dürfte bei der Jnduſtrie und dem Handwerk von
den Mengen der hergeſtellten Waren, beim Handel von
dem Verhältnis der Umſatzziffern zum durchſchnittlichen Dol
larkurs der einzelnen Monate auszugehen ſein. Ferner kön

nen Anträge auch mit der Tatſache begründet werden, daß
durch beſondere außergewöhnliche im Jahre 1923 nicht
zu erwartende Einnahmen das Geſamteinkommen 1922 be
ſonders günſtig beeinflußt worden iſt. Der HanſaBund
hat das Reichsfinanzminiſterium gebeten, die Finanzämter
anzuweiſen, daß ſie mit Beſchleunigung Vorbeſcheide auf
die Stundungsgeſuche vorbehaltlich ſpäterer Nachprüfungen
erteilen. Soweit auf Grund ſpäterer Nachprüfungen Nach
zahlungen zu erfolgen haben, ſollen dieſe von den uſchlägen
von 15 bezw. 30 Pwozent befreit werden, ſoweit der
Steuerpflichtige auf Grund des Vorbeſcheides ſeine Zahlungen
pünktlich bewirkt hat.

Durch die gewährten Stundungen wird die RheinRuhr-
Abgabe nicht beeinflußt, da es ſich hier um eine reine Ab
gabe aus dem Vermögen handeln ſoll, die lediglich an die
Eirkommenſteuer bezw. Körperſchaftsſteuer anknüpft.

neber den Beginn der neuen Tariferhöhung
herrſcht immer noch Zweifel. Den Brief für 20 000 Mark
darf man von morgen ab ſchreiben. Man ſetze ſich alſo
heute noch ſchleunigſt hin und gratuliere allen ſeinen Ver
wandten und Bekannten zu allen Verlobungen, Hochzeite,
Geburten, Taufen und was der erfreulichen Dinge mehr
ſind für ganze 1000 Mark im voraus.

Der Druckfehlerteufel
treibt in heutiger Zeit mit beſonderer Vorliebe ſeine Scherze.
Geſtern griff er ſogar den Dingen voraus und machte aus
dem 100- Millionen Schein einen 100-Milliarden-
Schein.

Jubiläum der Feuerwehr.
Am kommenden Sonntag feiert die hieſige Freiwillige

Feuerwehr ihr 58jähriges Beſtehen. Nach einer Hauptübung
am Vormittag auf dem Marktplatz, findet nachmittags im
Caſino“ ein Gartenfeſt und abends Tanz ſtatt.

Nuhrkinder-Hetze.
Der Landbund Provinz Sachſen ſchreibt: Die im

Luiſenheim und in einzelnen Orten des Kreiſes Salzwed e l
untergebrachten Kinder aus Böwinghauſen (Weſtf.) und Um-
gegend erhalten auffallend viel Briefe mit der Mahnung
ſich ja nicht nach Rußland ver ſchleppen zu la ſ
ſen. Die Eltern teilen den Kindern mit, daß ihnen zu
Ohren gekommen iſt, die Ruhrkinder würden in dieſen Tagen
hier im unbeſetzten Deutſchland zu großen Transporten an
geſammelt und nach Rußland gebracht. Eindringlich er
mahnen ſie die Kinder, vorher ja zu flie hen und Wegen
Beträge von 60—100 000 Mark den Briefen zur Flucht
nach Halle bei, wo ſie bei bekannten Familien Unter
kunft finden und dann ins Ruhrgebiet zurückgeführt wür-
den. Einzelne künden ſogar die Ankunft des Vaters in
den nächſten Tagen an, damit die Kinder dann gleich mit
zurückkommen können. Wer von dieſer Tatſache hört, ver-
ſteht ſofort, was dahinter ſteckt. Alle dieſe Machenſchaften
ſind zweifelsohne auf Betreiben der Franzoſen zurückzuführen. Dieſe beabſichtigen, die Kinder ins Ruhrgebiet
zurückzu bekommen und dann durch Aushungern den paſ-
ſiven Widerſtand zu brechen. Es gilt, hier in allen vorkom-
menden Fällen Kinder und Eltern entſprechend aufzuklären

Kraftfahrzeugſtener.
Das Finanzamt ſchreibt: Bei dieſer Abgabe handelt

es ſich nicht um eine neue Kraftfahrzeugſteuer, ſondern um
eine einmalige außerordentliche Abgabe, für die Kraftfahr
zeugſteuer nur Bemeſſungsgrundlage iſt. Alle Perſonen, die
beim Jnkrafttreten dieſes Geſetzes ein Kraftfahrzeug im
Eigenbeſitze haben, das am 1. Auguſt 1923 der Kraftfahr-
zeugſteuer nach Paragraph 4 des Geſetzes vom 8. April 1922
(Reichsgeſetzblatt I Seite 396) unterlag, haben bis zum
5. September 1923 eine außerordentliche Ab abe zu ent
richten. Die Abgabe beträgt für jedes Kraftfahrzeug das
Fünfzigfache der um den Zuſchlag erhöhten Kraftfahrzeug
ſteuer, die von dem Kraftfahrzeuge für die Dauer eines
Jahres nach den am 1. September 1923 maßgebenden Vor
chriften zu erheben wäre. Die Entrichtung hat bei der für

die Erhebung der Kraftfahrzeugſteuer zuſtändigen Stelle
zu erfolgen. Bei der Entrichtung der Abgabe iſt die Kraft
fahrzeugſteuerkarte mit vorzulegen, damit ein entſprechender
Vermerk auf derſelben gemacht werden kann. Kraftfahr
zeugsſteuerkarten, auf denen der Vermerk über die Ent-
richtung der Abgabe fehlt, verlieren mit dem Beginne des
Tages, der auf die Fälligkeit der Abgabe folgt, ihre Wirk-
ſamkeit. Die Steuer gilt als nicht gezahlt. Sie iſt nochmals
zu entrichten; für ihre Höhe gelten die zur Zeit der neuen
Zahlung maßgebenden Vorſchriften. Der Abgabe unter
liegen nicht 1. im Beſitze des Reiches, der Länder oder der
Gemeinden (Gemeindeverbände) befindliche Kraftfahrzeuge-
2. Kraftfahrzeuge im Beſitze von Verſonen, die im Inlande
weder Wohnſitz, noch dauernden Aufenthalt, noch Grundbeſitz
oder Gewerbetrieb haben, ſofern ſie eine Steuerkarte für
die Dauer von nicht mehr als ſechs Monaten gelöſt haben
3. Perſonenkraftwagen einſchließlich der Kraftomnibuſſe, ſo
fern ſie ausſchließlich der Ausübung des öffentlichen Fuhr-
haltergewerbes dienen; 4. Laſtkrafträder, Laſtkraftwagen und

Ausſchuß einer Erhöhung des Abzuges auf das 15fache zu. Zugmaſchinen; 5. Feuerwehr- und Krankenfahrzeuge.



Die Miete für Geſchäftsräume
Der preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt hat von

der Ermächtigung, die ihm durch das am 1. Oktober in
Kraft tretende Reichsmietengeſetz übertragen wurde, Ge
brauch gemacht und in dem Abſchnitt „Allgemeine Beſtimmun-
gen“ ſeiner „Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsmieten
geſetz“ eine Anordnung von weittragender grundſätzlicher Be
deutung getroffen. Dieſen zufolge werden von den Beſtimm-
ungen des Reichsmietengeſetzes ausgenommen Räume in Ge
bäuden, die, abgeſehen von den Wohnungen des für die
Verwaltung, Bewachung und Beheizung des Gebäudes not-
wendigen, hierfür angeſtellten Perſonals, ausſchließlich ge-
werblichen, geſchäftlichen oder induſtriellen Zwecken dienen.“
Hiernach unterliegt für derartige Räume die Beſtimmung der
Höhe des Mietzinſes nicht mehr der geſetzlichen Feſtſetzung
ſondern der Vereinbarung der Vertragſchließenden. Kommt
keine Vereinbarung unter ihnen zuſtande, ſo wird auf das

Rechtsverhältnis der Mietparteien derſelbe Grundſatz ent
ſprechende Anwendung finden, der in einer Reihe ſonſtiger
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts aufgeſtellt wird: die An
gemeſſenheit oder Ueblichkeit iſt für die Höhe des Mget-
zinſes maßgebend. Es kann nicht fehlen, daß durch dieſe
von den Ausführungsbeſtimmungen eingeführte Neuerung
wieder eine Quelle von Streitigkeiten unter den Mietpar
teien geſchaffen wird, und zwar für ſolche Streitigkeiten, die
vor dem ordentlichen Gericht, nicht vor dem Mieteinigungs-
amt, auszutragen ſind; deſſen Zuſtändigkeit iſt nämlich am
Schluſſe der erwähnten Allgemeinen Beſtimmungen“ dahin
begrenzt, daß es auf Anrufen eines Vertragsteils darüber
entſcheidet, „ob die Vorausſetzungen vorliegen,“ nämlich ob
es ſich um einen ausſchließlich gewerblichen, geſchäftlichen oder
induſtriellen Zwecken dienenden Raum handelt.

Das Muſizieren der Beamten.
Aus der freien Muſikerſchaft ſind oft Klagen über

den Wettbewerb der beamteten Muſiker laut geworden. Das
Preußiſche Staatsminiſterium hat das zum Anlaſſe genom
men, um jetzt folgende Grundſätze für die Genehmigung
zum gewerbsmäßigen Muſizieren der Beamten zu beſchließen:
Eine Genehmigung zum gewerbsmäßigen Muſizieren der
Beamten wird grundſätzlich nicht mehr erteilt. Gewerbs-
mäßiges Muſizieren liegt vor, wenn dieſe Beſchäftigung auch
nur zeitweilig in regelmäßiger Wiederholung ausgeübt und
zu einer Erwerbsquelle gemacht wird. Die bloße gelegentliche
Beteiligung an Muſikaufführungen, d. h. Beteiligung in
einzelnen, nicht zu eng aneinanderliegenden Fälle gegen
Bezahlung iſt kein Gewerbebetrieb. Beim Muſizieren gegen
Entgelt in irgendeiner Form muß dem Leiter der Behörde
rechtzeitig zuvor Art, Tag und Ort der Veranſtaltung
und die Dauer der Muſikausübung angezeigt werden. Muſik
vermittlung durch Beamte iſt verboten.

Zum Reichsſchulgeſetz.
Auf eine im preußiſchen Landtag geſtellte Anfrage über

den Reichsſchulgeſetzentwurf und die etwaige Einbringung
eines Notgeſetzes hat Miniſter Dr. Boelitz ſchriftlich folgendes
geantwortet: Die preußiſche Unterrichtsverwaltung erkennt
die Schwierigkeit und die unbefriedigende Lage an, in der
ſich die Anhänger der weltlichen Schule befinden, weil dieſe
in der Reichsverfaſſung gewährleiſtete Schulreform noch nicht
durch ein Reichsgeſetz verwirklicht iſt. Sie iſt ſtändig von
dem Standpunkte ausgegangen, daß bis zu der in der Ver
faſſung geforderten Ausführung des Artikels 146 in der
Reichsverfaſſung ſelbſt ein Widerſpruch zwiſchen ihren ver-
ſchiedenen Beſtimmungen, insbeſondere zwiſchen den Artikeln
174 und 149, beſteht, der endgülkig nur durch ein Reichs
ausführungsgeſetz zu löſen iſt. Die preußiſche Unterrichts
verwaltung kann entſprechend dem Beſchluſſe des Landtages
vom 7. Juni 1923 und entſprechend ihren eigenen ſtändig
in dieſer Richtung abgegebenen Erklärungen bis zum Erlaſſe
dieſes Ausführungsgeſetzes weltliche Schulen im Sinne der
Reichsverfaſſung nicht zulaſſen. Sie weiß, daß ein Notweg,
der im Rahmen des Artikels 174 der Reichsverfaſſung
blieb, die Anhänger der weltlichen Schule nicht volb
befriedigen kann. Auf der anderen Seite aber werden die
Anhänger der bisher beſtehenden Schularten ſchon durch die
in dieſem Rahmen ſich haltenden vorläufigen Maßnahmen
beunruhigt, die die Verwaltung in der Uebergangszeit ge-
troffen hat, um Schulkonflikte zu beſeitigen, die auf der
egen wärtigen Unausgeglichenheit der Beſtimmungen der
eichsverfaſſung beruhen. Der auf derartige Beſorgniſſe

zurückgehende Landtagsbeſchluß vom 7. Juni 1923, dem
die Unterrichtsverwaltung nach Möglichkeit Rechnung trägt
und tragen wird, beunruhigt aber wieder die Anhänger der
weltlichen Schule. Bei dieſen auf die Dauer unerträglichen
Verhältniſſen, die auf allen Beteiligten ſchwer laſten, wird
die preußiſche Unterrichtsverwaltung nach wie vor bei den
zuſtändigen Organen des Reiches mit allen Mitteln dahin
wirken, daß auf jede mögliche Weiſe eine reichsgeſetzliche
pung dieſer Schwierigkeiten baldigſt geſucht und geſchaffen

ird.
Die Bekanntmachung von Beſtrafungen wegen Steuerhinter

ziehung.
Die Art der Bekanntmachung bei gerichtlicher Beſtrafung

wegen Steuerhinterziehung iſt ache des Finanzamtes und
nicht des Gerichtes. Dieſe Entſcheidung hat das Reichs
gericht in einem Urteile gefällt, das jetzt den Steuer
behörden mitgeteilt wird. Es war in einer Entſcheidung an
geordnet worden, daß die Verurteilung auf Koſten der
Angeklagten einmal in einer beſtimmten Zeitung öffentlich
bekanntzumachen iſt. Dabei wurde überſehen, daß nach der
abgabenordnung in der Straferkenntnis nur angeordnet wer-
den kann, daß die Beſtrafung auf Koſten des Verurteilten
bekanntzumächen iſt. Die Art der Bekanntmachung hat das
gegen ebenfalls nach der Abgabenordnung das Finanzamt
zu beſtimmen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß dieſes eine
Art der Bekanntmachung für genügend erachtet, die für den

weniger läſtig iſt, insbeſondere geringere Koſten
verurſacht. Die ungeſetzliche Anordnung der Strafkammer
war deshalb aufzuyeben, ſelbſt zu gunſten eines Mit
angeklagten, der ſelbſt keine Reviſion eingelegt hatte.

100 jahre Gottfried Pindner A.
Am 23. Auguſt 1823 begann Gottfried Lindner in

einem Grundſtück in der Steinſtraße in Halle den Bau
von Kutſchwagen. Durch gute und geſchickte Arbeit wurden
ſeine Erzeugniſſe bald bekannt und er brauchte nicht mehr'
für den Markt zu arbeiten, ſondern erhielt genügend feſte
Beſtellung. Nachdem ein Schlaganfall den Begründer des
Unternehmens zu früh aus einem tatenreichen Leben ge-
riſſen hatte, übernahm der zweite Sohn Heinrich das Ge-
ſchäft, unter deſſen Händen es aus dem handwerksmäßigen
in den fabrikmäßigen Betrieb überführt wurde. 1865 wurde
der 1000. Wagen hergeſtellt. Nachdem noch 1873 Heinrich
Lindner und ſein Unternehmen gelegentlich des 50 jährigen
Beſtehens die verdiente Anerkennung in der Oeffentlichkeit er
halten hatten, ſetzte der Tod auch ſeinem Wirken am 27.
Januar 1875 ein Ende. Seine Gattin betraute den Schwied
gehn Juſtus Rudolph, mit der weiteren Leitung des

nternehmens, unter dem 1890 der Bau von Straßenbahn-
wagen aufgenommen wurde. 1895 traten dann die heran
gewachſenen Söhne Heinrich und Reinhardt Lindner im
die Geſchäftsleitung mit ein. Reinhardt Lindner ſchied
jedoch nach zwei Jahren wieder aus. 1899 legte dann ein
auf unaufgeklärte Weiſe entſtandenes Feuer die ganze Fabrik

Letzte Depeſchen
Der Dollar 5080006,

Berlin, 23. Auguſt. (Eigener Drahtbericht) Der
Dollar notierte heute vorbörslich um 10 Uhr 5 500 000,
um 12 Uhr 5200000.

Amtlich 5 067 300—5 092 700 bei 12prozentiger Re
partierung.

Bie Beratung der Notverordnungen,
Berlin, 23. Auguſt. (Eigener Drahtbericht.) Das

Reichskabinett wird heute nachmittag unter dem Vorſitz
des Reichskanzlers zuſammentreten. Jn dieſer Sitzung
wird vorausſichtlich die endgültige Formulierung der an-
gekündigten Notverordnung des Reichspräſ denten erfolgen.
Die Verordnung ſelbſt wird unmittelbar darauf
herausgegeben werden. Das Ziel der Notverord
nung iſt in erſter Linie die Schaffung eines Devi-
ſenfond s zur Stabiliſierung der Währung und zur
Sicherung von Deviſen zu Lebensmittelkäufen im Ausland.

Kabinettsſitzung vermutlich auch das Verhältnis zwi-
ſchen Regierung und Reichsbank eine Klärung
erfahren. s iſt damit zu rechnen, daß in kürzeſter Friſt,
jedenfalls noch in dieſer Woche, eine Aenderung in den
leitenden Stellen der Reichsbank eintritt.

sihung des Hauntgusſchuſſes des Reichstags.
Berlin, 23. Auguſt. (Eigener Drahtbericht.) Wie

angekündigt, trat heute vormittag 10 Uhr der Hauptaus-
ſchuß des Reichstags zu einer Sitzung zuſammen. Doch

ß hat bisher die angekündigte Rede des Reichskanzlers Dr.
Streſemann noch n ſtattgefunden, vielmehr war
bald nach Beginn der Sitzung Finanzminiſter Hilfer-
ding erſchienen, um ein umfangreiches Expoſee über die
Finanzlage zu geben.

Befriecligender Fortgang der Goldanſeiße,
Berlin, 23. Auguſt. Wie von zuſtändiger Seite mit-

geteilt wird, laufen die Zeichnungen auf die Goldanleihe
in befriedigender Weiſe ein. Namentlich in den letzten
Tagen iſt das Ergebnis beſonders günſtig.

Die zuluſſung Deutſchlands zum Dölkerßund.

London, 23. Auguſt. Wie bereits gemeldet, tritt am
30. Auguſt der Völkerbundsrät unter dem Vorſitz des
Grafen Jshii in Genf zuſammen. Unter anderem ſteht
(auf der Tagesordnung die Zulaſſung Deutſchlands zum
Völkerbunde, für die insbeſondere Lord Robert Cecil
und General Smuts aus der Erwägung heraus ein
treten, daß dann der Völkerbund eher in der Lage ſein

rde, eine brauchbare Löſung des Reparations und
Ruhrproblems und der geſamten Wirtſchaftslage Europas
einzuleiten.

in Aſche. Schnell wurden jedoch in der Berliner Straße
primitive Werkſtätten wieder eingerichtet und der Betrieb
proviſoriſch weiter geführt. Um jedoch die eigentliche Fabrik
wieder zu errichten, mußte man nach einem neuen Grund
ſtücke ſuchen, da das alte in der Steinſtraße nicht mehr ge
eignet war. Man fand es bei Ammendorf, wo noch heute
die Werke ſtehen. Jm Jahre 1900 konnte der Betrieb
dort bereits aufgenommen werden. Jetzt erhielt das Werk
auch Probeaufträge der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung,
denen dann bald regelmäßige Aufträge folgten. Bald liefen
auch ausländiſche Staatsaufträge ein. Ständig mußten die
Anlagen vergrößert werden. 1903 wurde das Unternehmen
in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung umgewandelt,
die dann wieder 1905 in eine Aktiengeſellſchaft überführt
wurde. Der Vorſtand wurde von den bisherigen Jnhabern,
Heinrich Lindner und Juſtus Rudolph, gebildet, der erſte
Aufſichtsrat beſtand aus den Herren Bankherr Kurt Steck-
ner, Juſtizrat A. Herzfeld, Kommerzienrat Hugo Eichhorn.,
Großkaufmann Guſtav Kreyenburg, Kaufmann Paul Hof-
meiſter und Jngenieur Reinhardt Lindner. So hat das
Unternehmen die Form erlangt, in der es heute beſteht.
Die Männer haben gewechſelt, Tod und Krankheit haben
manchen ausſcheiden laſſen. Andere Männer ſind an ihre
Stelle getreten und führen weiter, was Unternehmungsgeiſt'
erſonnen und geplant, mit gleicher Tatkraft und Energie wie
ihre Vorgänger.

Heute vormittag fand eine Jubiläumsfeierlichkeit ſtatt,
zu der Vertreter verſchiedener Miniſterien und faſt alle
Direktoren der umliegenden Werke erſchienen waren. Das
Portal zur Fabrik war mit Blumen in unermeßlicher Menge
geſchmückt. Eine den Arbeitern anläßlich des Tages zu
gedachte Spende wurde von den Arbeitern ſelbſt kranken
und arbeitsunfähigen Kollegen überwieſen.

Aus Provinz und Reich
Eine halbe Milliarde von einem 13jährigen Schüler

geſtohlen.
Seipzig, 22. Auguſt. Einen dreiſten Diebſtahl ver-

übte am Dienstag in Gautzſch ein 13jähriger Schüler,
der aus der Parterrewohnung eines Kohlenhändlers den
Betrag von 500 Millionen Mark entwendete und das Geld
zum größten Teile im Walde (in der Lauer) verſteckte.
Ueber den Diebſtahl erfahren wir folgende Einzelheiten:
Jn Gautzſch wurde am Dienstag aus der Parterrewohnung
einem Kohlenhändler eine halbe Milliarde Mark geſtohlen.
Der Betrag ſtammte z. T. aus dem Erlös für verkaufte
Pferde, das übrige Geld ſollte zum Einkauf von Kohlen
dienen. Durch die Aufmerkſamkkeit eines Geſchäftsinhabers
iſt der Kohlenhändler glücklicherweiſe wieder in den 34
des Geldes gelangt. Ein 13jähriger Junge kam nämlichin ein Ladengeſchaſt in Gautzſch, um Schreibfedern zu kaufen,

die er mit einem 50-MillionensMark-Schein bezahlen wollte.
Dem Geſchäftsinhaber kam die Sache verdächtig vor und er
erſtattete Anzeige bei der Polizei, da er von dem Einbruch
bei dem Kohlenhändler Kenntnis erhalten hatte. Die Po
lizei machte alsbald den Jungen in der Schule ausfindig und
nahm ihn ins Verhör, worauf das Bürſchchen den Dieb-
ſtahl eingeſtand. 360 Millionen Mark hatte er in der
Lauer verſteckt, wo ſie auch gefunden wurden

Stillegung der Berliner Straßenbahn.
Verlin, 23. Auguſt. Der Aelteſtenausſchuß der BerlinerStadtvwerordnetenverſammlugg hat geſtern Abend folgenden

gifen gefaßt: Der Magiſtrat und die Verkehrsdeputation
ſollen ſofort alle techniſchen Möglichkeiten erwägen, die zur
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der Straßenbahn, bes
ſonders zur Verminderung der Unkoſten beitragen können.
Der Aelteſtenausſchuß hält eine ehe Stillegung'
der Straßenbahn und die rigen des geſamten Perſonals
für unbedingt notwendig. Der Aelteſtenausſchuß betont, daß
die Stillegung im u ebenen Falle nur vorübergehend ſeindarf, bis die Ueber heung der Straßenbahn in eine andere

Wie die „B. Z.“ weiter erfährt, wird in der heutigen

Wirtſchafts und Betriebsform geſchehen iſt. Dieſer Be
pluß, dem der Magiſtrat in ſpäter Nachtſtunde n r
ſt, konſtatiert den völligen Zuſammenbruch des ſtä
Zieht eber die zu ſchaffende neuetriebsform, ob ſtädtiſche G. m. b. H. oder tüenge i t
hat der Aelteſtenausſchuß ſich geſtern nicht geeinigt umd
auch der Magiſtrat hat dieſe Frage noch offen gelaſſen.

handel und Verkehr.
Deviſenmarkt. cBerlin, 22. Auguſt. Die bevorſtehenden Maßnahmen

der Regierung bewirkten an der heutigen Börſe eine ſtark
abwartende Haltung des Deviſenmarktes. Die innere wirt
ſchaftliche Lage iſt äußerſt ungünſtig. Die Stillegung der
Induſtrie nimmt von Tag zu Tag zu, ſo daß ſtärkſte Zurückhaltung-, das neten des Deviſenmarktes war. Zu
teilung für die Hauptdeviſen 1214 Prozent. Der Newyorke
Schlußkurs lautete heute auf 4 444 000 Dollarparität. Zum
Schluß wurde der Dollar hier mit 5,7 Millionen gehan-
delt. Polennoten 20502150.

Amtl. Deviſenkurſe vom 22. Auguſt.
Amſterdam 2 094 750--2 105 250, Kopenhagen

987 525--992 475, Stockholm II 411 462150--1. 418 537 50
Rom 229 425--230 575, London 24 139 500--24 260 500
Newyork 5286 7505 313 250, Paris 301 245--302 755,
Zürich 957 600 962 400, Prag 155 610--156 390

Effektenbörſe.
Berlin, 22. Auguſt. Die ler der Effektenbörſe

chnitt war jed o Ten
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war völlig uneinheitlich, im Durch
denz feſt. Am Montanmarkt lagen Laura um nied
riger, Kattowitzer Bergbau verloren 1,66, Bochumer und
Riebeck Montan 6 Millionen. Höher notierten H loh
plus 3,5. Stürmiſch gefragt blieben Gelſenkirchener und
Luxemburger mit 30 Millionen Prozent. Am Elektrizitäts
markte gewannen Akkumulatoren 2,250, Velten u. Guilleaume
3. Buſchwaggon erzielten einen Gewinn von 1, Linke
Hoffmann einen ſolchen von 3, Hannoverſche Waggon büßten
allerdings 2 Millionen ein. Schwächer war der Markt
der Maſchinenwerte, wenn ſich auch die Abſchwächungen in
geringen Grenzen hielten. Den größten Verluſt hatten
hier R. Wolf mit 2,5, Schubert u. Salzer mit 2 Milli-
onen. Oſtwerke verloren 1 Million. Deutſchpetrol verloren
750 und Deutſche Erdöl 1 Million. Bemerkenswert war
die feſte Haltung der deutſchen Renten. Hier gewannen u. a.
3prozentige Reichsanleihe 5000, 3prozentige Reichsanleihe
ebenfalls 5000, Aprozentige preußiſche Konſols gewannen
ſogar 8000. Ausländiſche Renten ſchwächer. Schiffahrts-
werte büßten ebenfalls etwas ein. So verloren Hamburg-
Süd 4 Millionen. Berliner Handelsgeſellſchaft verloren
3,5 Millionen, Darmſtädter und Nationalbank 1, während
ſich im übrigen die Abſchwächungen um 500 000 herum be
wegten. Die Abſchwächung am Effektenmarkt ſchien in der
zweiten Börſenſtunde nicht anhalten zu wollen und ſie wird
durch Rückkäufe ausgeglichen werden. Dies machte ſich be
ſonders am Markte der unnotierten Werte bemerkbar.

Produktenmarkt.
Verlin, 22. Auguſt. Infolge reichlichen Angebots zeigte

der Markt Neigung zur Abſchwächung, zumal die Käufer

ziemlich zurückhaltend waren. e(Nichtamtlich). Drahtgepr. Roggen und Weizenſtroh
2—2,1 Mill., do. Haferſtroh 1,9—-2 Mill., do. Gerſtenſtroh
I 1,7 Mill., Roggenſtroh 1,9--2 Mkll., bindfadengepr.
Roggen- und Weizenſtroh 1,75-1,85 Mill., loſes arg
ſtroh 1,5—1,6 Mill., Häckſel 530-580 000, handels
1,8-—-1,9 Mill., gutes Heu 2—-2,1 Mill. (für 50 Kg.)

Mittagsbörſe?: (Amtlich, Preiſe in 1000 Marh)
Weizen märk. 9 750 10 000, Roggen, märk. 6 000--6 250
Roggen, weſtpr. 5 750, Gerſte (Winter) 8 000--7 500 „Gerſte
neue 7 500--7 250, Hafer märk. 8000-8250, Hafer ſchleſ.
5800 7750, Weizenmehl, 7090 (D. 35 000538 900,
Roggenmehl, 7000 (D.-3.) 22 000--24 060, Weizenklete 4700
55000, Roggenkleie 5000—5200, Raps 7500--8000 Erbſen,
Viktoria 15 000 18 000, Kleine Speiſeerbſen F3 000
15 000, Futtererbſen 10 000-11 000, Wicken 60008000
Blaue Lupinen 3500-4500, Gelbe Lupinen 5500--6500,
Rapskuchen 5750, Trockenſchnitzel 3000--3500 Torfinelaſſe
3000 3500, Kartoffelflocken 5500-5700. e.

Schlachtviehmarkt.
Berlin, 22. Auguſt. (Preiſe in 1000 Mark). Auftrieb

Rinder 1918, Bullen 451, Ochſen 601, Kühe und Färſen
866, Kälber 1112, Schafe 2639, Schweine 1380, Züegem
36. Marktverlauf: Der Handel litt im allgemeinen an
Geldmangel. Bei Rindern und Schweinen glatt, bei Käl
bern und Schafen zig ausgeſuchte Ware über Notiz.
Ochſen: 300-440 000, Mark, Büllen: 290-430 000 Mark,
Färſen und Kühe: 200-440 000 Mark, Kälben: 350
750 000 Mark, Schafe: 300--580 000 Mark, Schweine
600--750 000 Mark.

Ein Kreditinſtitut für die Zuckerinduſtrie.
Von der in der Mitteldeutſchen Rohzucker- Vereinigung

zuſammengeſchloſſenen Raffinerien Halle und Roſitz und
37 Rohzuckerfabriken iſt mit dem volleingezahlten Gold
kapital von vorläufig 400 000 Mark unter dem Namen
„Zuckerkreditbank A.-G.“ mit dem Sitz in Berlin ein Organ
gegründet worden, das dazu beſtimmt iſt, der Zuckerin-
duſtrie auf wertbeſtändiger Grundlage die beim Uebergang
von der Zwangswirtſchaft zur freien Wirtſchaft W der
lichen großen Geldmittel zu beſchaffen Zum Vorſtand
iſt beſtellt worden Guſtav Freiherr v. d Di
rektor der Deutſchen Aktiengeſellſchaft für L ultur in
Berlin.

Berliner Metallpreiſe vom 22. Auguſt.
Elektrolytkupfer 1738 800, Raffinadekupfer 1650

1680 000, Weichblei 655-675 000, Rohzink 860
890 000, Baneazinn 4800--5 000 000, ickel 30002
3 200 000, Barrenſilber (ca. 900f.) 108 11I Millionen.

Großhandelspreiſe in Leipzig im Verkehr init dem
Einzelhandel

(Preiſe für 1 Kg. ab Lager Leipzig.) (Alles in 1000
Mark): Kaffee, roh 1200--2000; Kaffee, geröſtet 1500
2500: Getreidekaffee 160—-200: Korinthen, 1922er Ernte,
800--900: Roſinen, 1922er Ernte 500-650; Sultaninen in
Kiſten 750 1025; Mandeln, bittere 800--950. Mandeln,
ſüße 1200 1400; ſchwarzer Pfeffer 900--1000; weißer
Pfeffer 1250 1350: Piment 700-800: Speiſeöl 850--900:
Heringe, geſalzen (in Orig.Tonnen) Schotten 55565 000
do. Norweger 29—37 000: Gerſtengraupen 225—-230 Hafer
flocken, loſe 230—-240; do. in Paketen 240--250; Kartoffel
mehl 150—165: Weizenſtärke 350--370; Reisſtärke 440--
4660: glac. Tafelreis 270—320: Burma-Reis 210--220
Bruchreis 180 190; Weizengrieß 270—280; Weizenmehl
915 220: Speiſeerbſen 240--280; Maccaroni 2340--400;
Schnittnudeln 300—350; Hirſe 230--240. an
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Sidi Marik.
Roman von L. vom Vogelsberg.

Amerikanisches Copyright 1920
by Carl Dancker, Berlin

(31) Rachdruck verboten.Als er an der Reſidentur vorüberging, ſah er einen
Aushang, eine Art Steckbrief angeſchlagen. Er las ihn,
erſt mit halber Neugier, dann immer erſtaunter, zuletzt
unter Aerger und Lachen; dieſer Steckbrief da war ganz
offenbar auf ihn gemünzt. Er handelte von einem Schech
der Tuareg, der im Gebiet der Beni Humajun hauſen ſollte,
Zauberei und Wegelagerei betrieb und friedliche Reiſende
überfiel. Es war eine ganze Reihe von Schandtaten und
Greueln aufgezählt, die der Mann, deſſen Namen man
nicht kannte, ſchon begangen hatte oder' noch begehen ſollte.
Und ſchließlich war der Preis von fünfhundert Frank
für den ausgeſetzt, der den gefährlichen Kerl lebend, und
hundert für den, der ihn tot bringen würde. Obgleich
ſie praktiſch be deutungslos war, ſo intereſſierte Sidi Marik
doch die Sache. Er ging in die Schreibſtube, erklärte den
Grund ſeines Kommens und erzählte mit unbewegter Miene,
daß er glaube, ſchon einmal mit dem Tuareg unliebſame
Bekanntſchaft gemacht zu haben. So viel er aber wiſſe
handle es ſich gar nicht um einen Eingeborenen aus jener
Gegend, ſondern um ein Kind der guten Stadt Algier,
Sein Arbeitsgebiet liege nicht da, wo angegeben, ſondern
dicht vor den Toven der Stadt. Der Beamte hörte erſt
gleichgültig, dann aufmerkſamer und zuletzt mit entſetzt
aufgeriſſenen Augen zu. Vor Algier? Da konnte ja ſein
eigenes Wohlbehagen geſtört werden. Monſieur ſollte ja
nicht ohne Waffen in das Jnnere gehen! Auf die Frage
nach dem, der die Anzeige erſtattet habe, wurde ihm Ab
Meck genannt. Und ſchließlich kams heraus, daß der Gauner
ſeine Schatzanweiſung ahnungslos abgeliefert und ſeine Fünf-
undzwanzig vollzählig erhalten hatte. Damals ſah er wohl
wie Sidi Marik den Zettel dem Fräulein übergab und
glaubte nun, ſich auf dieſe Art rächen zu können.

Sidi Marik ging. Die Unverſchämtheit des Kerls ärgerte
ihn doch ein wenig, aber er vergaß die Geſchichte bald
wieder. Schließlich kaufte er noch eine gute Büchſe und
Schießbedarf, obgleich er davon genug im Duar liegen hatte
und wenige Tage darauf, an einem ſchönen Dezembermorzen,

ſetzte ſich die lange Karawane in Bewegung. Ueber Sidi
Marik war eine eigenartige Stimmung gekommen. Er gab
zwar nichts auf Stimmungen, aber doch konnte er ein Ge-
fühl nicht los werden, das fortgeſetzt zwiſchen Hoffnung und
Bangen ſchwankte. Es war doch wohl weiter nichts als
eine Erſcheinung, wie ſie gelegentlich einmal bei jedem
Menſchen zu finden iſt, der ſich längere Zeit von dem Ort
ſeiner Wünſche entfernt halten muß. Zwiſchendurch ſpürte
er Wallungen des fröhlichſten Lebensmuts. Der Patron der
Karawane war ein luſtiges Haus und weit im Land herum-
gekommen. Sein grauer Kopf barg die tollſten Geſchichten
und Eulenſpiegeleien, die er unermüdlich zum beſten gab.
Auch in dem Problem der Ehe ſteckte er bis über die Ohren.
Er nannte ein ſeltener Fall bei kleinen Leuten zwei
Gattinnen ſein eigen und ſeine diesbezüglichen Erfahrungen
gab er in tragikomiſcher Weiſe, als Extrakt gewiſſermaßen
auf den fünfzigſten Teil ihres Umfangs eingedickt, wieder.

„O Herr, der Menſch iſt ein Narr und bleibt einer“,
philoſophierte er, „haſt du kein Weib, bereuſt du es, haſt
du eins, bereuſt du es auch. Was ſollſt du machen? Nimm
zwei Frauen, dann iſt deine Reue wenigſtens echt!“

Trotz allem ſchien er mit ſeinen beiden Geſponſinnen
recht gut auszukommen, denn er freute ſich ſchon jetzt wieder
auf die Heimkehr. Er wollte verſchiedene Tuaregſtämme-
beſuchen und dort Wolle, vielleicht auch Erzeugniſſe der
Hausinduſtrie kaufen, damit die Tiere nicht leer zurück
gingen. Seine gute Laune verſcheuchte auch die düſteren
Gedanken Sidi Mariks. Die unfehlbare Wirkung der Wüſten-
luft machte ſich auch bei ihm mit aller Macht wieder geltend.
Er zog gewiſſermaßen wieder einen neuen Menſchen an,
der alles, was trüb und grau war, hinter ſich ließ. Sonne
war wieder um ihn, ein ſtrahlender Himmel, all das Drum
und Dran des Fremdartigen, das ihm doch ſo vertraut
war. Frei, ganz frei war er. Der graue Patron erzählte
eben unter dem Gelächter der andern ein paar Schildbürger-
ſtreiche der in Algerien von Gott und den Franzoſen
eingeſetzten Obrigkeit.

Sidi Marik warf von ungefähr den Namen des Abu
Meck hin. Ein brauſendes Gelächter erhob ſich. Der Nord-
afrikaner iſt für ein nettes Rüpelſpiel immer zu haben, wenn
Geiſt oder doch wenigſtens Witz dabei iſt. Abu Mecks Miß-
geſchick war im ganzen Land bekannt geworden und man
gönnte es ihm. Sind Gaunereien dort im allgemeinen keine

Schande, ſo war doch die Art Mecks zu wenig fein und
ein langer Maghrebiner prophezeite, daß dies nicht die letzten
Prügel geweſen ſeien, die auf Abu Mecks Buckel getanzt.

Der graue Sünder war ſozuſagen von ſeinem Stamm
losgelöſt, trieb ſich im ganzen Land herum und ſuchte Unfug
anzuſtiften, wo er konnte, natürlich, um ſeinen Profit
zu machen. Während ſie abends beim Feuer lagen, über
ſchlug Sidi Marik ſeine Zukunftsphläne. Da unten im
Weſten, einen Tageritt vom Duar der Beni Humajun, lag
ein weites, gartengleiches Land, wie er es ſchöner kaum
irgendwo geſehen hatte. Tropen und Subtropen ſchienen
ſich hier die Hand zu reichen, um der Erde ein unerſchöpfliche
Fülle der ſchönſten Früchte mühelos zu entrocken. An
dieſem Gartenland ſtießen die Gebiete dreier Stämme zu-
ſammen, die die Fläche auf beſtimmte Strecken beweideten
Das Land ſelbſt galt als neutral, als gemeinſchaftlicher
Beſitz der Stämme, der von einem beſonderen Schech ver
waltet wurde. Dieſer wurde aus einem der Stämme gewählt
und obgleich das freundſchaftliche Verhältnis recht gut war,
ſo hatte man ſich ſeit Monaten, nachdem der ſeitherige Hüter
geſtorben war, noch nicht wieder auf eine neue Vertrauens
perſon einigen können. Sidi Marik erinnerte ſich, daß ihm
Said Jbrahim mehrmals andeutungsweiſe Vorſchläge ge--
macht hatte, dahingehend, daß er das verwaiſte Amt über-
nehmen ſollte. Damals hatte ihm der Gedanke ferngelegen,
jetzt erſchien er ihm nicht nur annehmbar, er war ſogar
befreundet und oft Gaſt ihres Schechs geweſen; ſie machten
ihm ſicher keine Schwierigkeiten. Es war das Land, das
ihm ſchon in ſeiner Jugend vorgeſchwebt. Schön wie ein
Märchen, friedlich inmitten einer reichen Natur, Hülle und
Fülle für des Lebens Notdurft; dort konnte er ſeinen Ar
beiten nachgehen, monate-, jahrelang, ungeſtört. Mit Lel.
Schon ſo weit mit ſich im Reinen, daß er bereits einige Kamel
ladungen Holz mit ſich führte, um ein luftiges Sommerhaus
dort aufzuſtellen. Mit den beteiligten Stämmen war er
befreundet und oft Gaſt ihres Schechs geweſen; ſie machten
ihm ſicher keine Schwierigkeiten. Es war das Land, das
ihm ſchon in ſeiner Jugend vorgeſchwebt. Schön wie ein
Märchen, friedlich inmitten einer reichen Natur, Hülle und
Fülle für des Lebens Notdurft; dort konnte er ſeinen
Arbeiten nachgehen, monate-, jahrelang, ungeſtört. Mit Lel

(Fortſetzung folgt.)

Bekanntmachung!
Verband in ſeiner Sit V ſben 3 a ehe e ger Verſteigerung!

und 9 wie folgt beſchloſſen

Tarif.
b) Die elektriſche Arbeit koſtet

für Beleuchtung
für Kraft und gewerbliche Zwecke Mk. 320. je kwh Auktionator und Tarxator,unter Zugrundelegung eines Kohlenpreiſes von Mk. H er m. T h i e m i g y Leipzig, Gottſchedſtraße 32. Neumarkt 67.
94 090.-- für 10 t Förderbraunkohle. Dieſe Strom-
preiſe erhöhen oder erniedrigen ſich im gleichen Ver- X ======I«I==I=I-AI« III

e 111111112 11122
Am Freitag, vorm. 11 Uhr, ver-

Schloßhof, infolge Wegzugs im

MichelhriketVerkaufsſtelle

FamilienNachrichten.en e n t 7 a Geboren. Sohn des
ſteigere ich in Merſeburg, innerer Ernſt Glaß u. Frau Helenegeb. Kul ne, Meuſchau.

Vermählt. Curt Zweigfreiwilligen t wie 2 rd. Warwmortiſche, 1 gr. ſ ff h ſoachen Zwei ge8 2 Nu d Einzelm ö b el Tiſch m. Sia Belag! Schrane, beſter Be cha en eit wieder lieferhar. und Lieschen Hweig geb.
Arbeitstafeln und -Tiſche, Polſterhocker, Spiegel, Handtuchhalter, Küchen-Re-
gale, -Leiter, Gartenmöbel, Tiſch, Stühle, Blumentiſch, Leiter, Gardinen-
Stangen, Beleuchtungskörper, Haus- u. Küchengeräte, 1 Paar Reitſtiefeln und

Mk. 360. je kwh vieles andere mehr. J Ve ſichtigung 2 Stunden zuvor.

Zimmermann, Weißenfels.
Geſtorben Frau Luiſe

Kleingünther geb. Mengel,
63 J., Weißenfels Urſula
Schilling, 1 Weißenfels;

Telefon 82. Goitfried Vogel, 84 Jahr,
Lodersleben Gertrud

m. b. H.

9595hältnis wie die Preiſe der Förderbraunkohle mit der
daß der Feſtſetzung der Strompreiſe der

am Ende des Liefermonats bezw. am 1. des der
Lieferung folgenden Monats geltende Kohlenpreis
zugrunde zu legen iſt. Der ſo ermittelte Strompreis
wird multipliziert mit der Zahl, die ſich ergibt, wenn
man den zur Zeit der Rechnungserteilung tariflich
feſtgeſetzten höchſten Spitzenlohn des Arbeitgeber-
verbandes der Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke
Mitteldeutſchlands dividiert durch den Spitzenlohn
des Liefermonats. Waßgebend für die obige Be
rechnung iſt der Kohlenpreis, wie er vom Mittel-
deutſchen Braunkohlenſyndikat für die Förderbraun-
kohle im Reichsanzeiger bekannt gemacht wird.

5

c) Die monatliche Leihgebühr für den Elek- 6e pler beträgt für ſage bei einer An- n r mit G g d J
age bis zu 1000 Watt Anſchlußwert Mk. 1800.

3 t in allen gewünſchten Ausführungen und Liniaturen.
5000 6300.- Probeblätter und Muſtereinbände12509 v 400. können in unſerer Zweiggeſchäftsſtelle Gott

b 305 hardtſtraße 38 eingeſehen und beſtellt werden.2

7 16000. Auf Wünſch Bertreterbeſuch.21250 r „27000. ſodarüber 36 000. Merſeburger Druck- und Verlagsanſtalt
Die vorſtehenden Leihgebühren erhöhen oder

erniedrigen ſich im gleichen Verhältnis wie die
Rormaltarife für Licht- und Kraftſtrom.

Für die Ueberlaſſung von Kraftzählern gelangen
bis auf weiteres als Koſtenzuſchuß die Anſchaffungs-
koſten zur Erhebung, ſoweit ſie den 3 fachen Friedens-
preis überſteigen.

s 9

Goldbuchführung.
Jeder Kaufmann muß heute in ſeinen Büchern 3. Villa in Baden-Baden, mit zirka Porbitz ſondern Dürren-
Goldwert und Papierzahlung
nebeneinander führen. Ohne ſolche An-
ordnung iſt nicht mehr auszukommen.

S 4. Wir liefern in kürzeſter Friſt

Merſeburger Tageblatt (Kreisblatt).

9

d

L. Baltz wut

freiem Laden, Ladenſtube und Lagerräumen
Laden- Geſchäft im Zentrum, Vöteilung à iſt heute unter

großem Laden und 2 Wohnzimmern gegen Tauſch Rr. 448 die am 1. Juli
1923b fene Han-Papier- Kolonnen Große helle Fabrik Räume, le ſchaſt i Fann

280 qm, im Zentrum, auf 10 Jahre zu vermieten. Steger und Co., Merſeburg

Finſch, 16 Keuſchberg;Biete An Richard Schneider, 61
Steingrimma.

J. Maſchinenfabrik am Bodenſee, In unſer Genoſſenſchafts
mit ſämtlichen WerkzeugWaſchinen und Betriebs regiſter iſt heute bei Rr. 38
materialien, Anſicht und Lagerplan liegt zur Ein hetreffend die Baugenoſſen-
ſichtnahme aus

3 j DürreVilla am Bodenſee, mit zirka 2 Mor bei Dürrenberg einge ragen
gen Garten und ſämtlichem Mobiliar

ſchaft „Eigenheim“ Porbitz

worden, daß der Sitz der
Genoſſenſchaft nicht mehr

Harte ämtli Wobili berg iſt.1000 qm Harten und fämtlichem Wobiliar Metſeburg, d. 6. Aug. 1923.

Geſchäftshaus am Markt, mit Amtsgericht.
In unſer Handelsregiſter

Anfragen an eingetragen worden Per-
ſönlich haftende Ge ell-

5 ſchaſter ſind Franz Karla W Richard Steger, Schloſſer
Trothaerſtraße Nr. 10

meiſter, und Edmund Hicke
thier, Kaufmann, beide in

r Merſeburg.Tetephon 933 Werſeburg, d.13. Aug. 1923
Sprechzeit: 7--11 Uhr vormittags. Amtsgericht.

Zahlungsverpflichtung des Stromabnehmers.

a) Auf Grund des durch den Elektrizitätszähler
ermittelten Berbrauches wird der Betrag der vorläufig
ohne Berückſichtigung von Rabatten ausgeſtellten
Rechnungen, zuſammen mit der Miete für Elek-
trizitätszähler und Elektromotoren, von den Kon-
ſumenten monatlich eingezogen. Die Zahlung hat
ſofort bei Vorzeigung bezw. Eingang der Rechnung
zu erfolgen. Einwendungen gegen die Richtigkeit
der Rechnungen dürfen die Zahlung nicht aufhalten;
ſie müſſen ſpäteſtens 10 Tage nach Eingang der
Rechnung geltend gemacht werden und finden bei
der nächſtfolgenden Monatsrechnung Berüchkſichtigung.
Gleichzeitig mit jeder Monatsrechnung gelangt eine
Abſchlagszahlung auf den Strombezug des laufenden
Wonats zur Erhebung, welche bis zu 200 der

5 a d e dich gesund mit „Dr. Hermsens
medizinischen Badezusätzen

HandelsregiſtI Guterhalt. Grude n hrezu kaufen geſucht. Off. u. Rr. 450 die am 1. Auguſtp. 0 B. U. 55 a d. Exp d Bl. 1923begonnene
r ſchön Tier, delsgeſellichaft in Firmahündin, 4 fünf Max Blöthner Co.,

Leipzig
Wollhandlung

Wochen allen Jungen, gibt Merſeburg eingetragenſehr billig a ungen, g d'n Künſte
T tädt. tende Geſellſchafter ſinBe Frey. Lauche Elektromonteur Ernſt Max

m Keine teure Badereise nötig!
Dr. Hermsens künstliche Heilquellen-Kurbäder im Hause,
Aachener, Baden-Badener, Elsterer, Kissinger, Homburger,
Kreuznacher,
Pyrmonter, Reichenhaller, Salzschlirfer, Wiesbadener Kur-
bäder, Moorbad im Hause, Dr. Hermsens Luxusbad und

Nauheimer Herzheilbäder, Neuenahrer,

Dr. hermsens Eis-Polar-Bad.
Man frage seinen Arzt.

In allen Bade-, Heil- und Kuranstalten verabreicht.
Zu haben in Apotheken u. Drogerien, wo nicht, direkt durch

jeweiligen Vormonatsrechnung betragen kann. Rabatte
gelangen von der letzten Monatsrechnung des Jahres
in Abzug. Ueberſteigende Beträge werden auf den gegen
Stromverbrauch des neuen Jahres angerechnet.

Aufklärende
Broschüre

200 M. Porto

Hermsen- Werke
Vereinigte Chemische Fabriken
Berlin-Vriedrichshagen.

Grösste Fabrikation Deutschlands in Fichtennadelextrakt und

Theißen, den 21. Auguſt 1923.
Elektrizitätsverband WeißenfelsZeitz.

Der Verbandsvorſteher.
gez. Scharfenberg.

anderen mediziniscuen Badezusätzen.

In allen Apotheken zu. haben.
Gallensteinleidende verwenden Antigallin.

Schokoladen
zuckerwaren etc.
kaufen Wiederverkäufer am billigsten bei
Willy Voigt, man éo., Halle a. S.
Markt 6, gegenüber der Börse. Telefon 4736.

Silber-, Platin-Bruch,
Zahngebisse, Brillanten

x kauft luxussteuerfrei
HOLLAMRD.,
Halle, Schülershof 10.

Sophienſtraße 36,
Telefon 11516.

Stets Einkauf von
Schafwollen,
gewaſchen u. ungewaſchen.

Gegenlieferung

von Garnen,
Wollwaren uſw.

Angebote erwünſcht.

Beſte Abſatzquelle
ſür Händler.

Guche Kapllal zen

An u. Verk. größ.
Maſch.Anlagen

unter Beteiligung. Off. u.
U. M 54 an die Exp. d. Bl.

c e eWohnungs-
Tauſch!

Schöne Wohnung,
Stube, Kammer u. Küche,
in herrl. Lage Dresdens
(VBillenviertel) gegen gleiche
in Merſeburg zu tauſchen
geſucht. Räheres bei

Ernst 8sauer,
Hirtenſtr. 5 b. Frau Zorn
von 5 Uhr abends an.

renWohnungsgeſuch.
2—3 leere Zimmer od.
teilw. möbl. Zimmer mit
Küchenben. von jg. Ehep.
of. geſ. Off. unt. B 53

an die Geſchäftsſt d. Bl.

Mödllert. Ammer

von jungem Wann
(Profeſſioniſt), per ſo
fort geſucht. Gefl.
unter F B 1 an die
Exped. d. Bl. erbeten.

Blöthner und deſſen Ehe-
frau Bertha Johanna
Blöthner geb. Opitz, beide
in Keuſchberg.
Werſeburg, d. 21. Aug. 1923

Amtsgericht

In unſer Handelsregiſter
Abt. A iſt eingetragen
worden

1. am 14. Auguſt 1923
unter Rr. 449: die Firma
Kurt Dreßler, Bankge-
ſchäft, Merſeburg und als
deren Inhaber der Bank-
rat a. D. Kurt Dreßler in
Merſeburg,

2. am 22. Auguſt 1923
bei derſelben Firma: Die
Riederlaſſung iſt von Mer-
ſeburg nach Cöthen verlegt.
Werſeburg, d.22. Aug. 1923

Amtsgericht.

Million Mark
demjenigen, der mir nach
weiſt, wer die ObſtDieb
ſtähle in meinem Grund-
ſtück in Räpitz begeht, ſo

Off daß ich ihn gerichtlich be
langen kann.
Paul Rauffus, Leipzig.

nen



t und
letzten
tanzt.
tamm
Unfug
Profit'
über
n im
n, lag
kaum

jienen
pfliche

An
e zu
de ten.
tlicher

ver
wählt

war,
Hüter
tuens
ß ihm

e geüber
legen,
ſogar

achten
das

e Lin
und

t ArLel.
amel
rhaus
ar er
achten

das
e ein

und
einen
el.

chten.

n des
Helene
jau.
Zweig
g geb.
enfels.

ürren-

1923.
cht.

egiſter

unter
Julie Han-
Firma
eburg
Per

de ell-
Karl

loſſer
Hicke-
de in

1923
cht.

giſter
unter
uguſt
Han-
firma

Co.,
ragen
haf
ſind
Max
Ehe

anng
beide

.1923
t

giſter
agen

1923
irma
nkge-

als
ank-
er in

1923
Die

Mer-
rlegt.
1923
t.

ar
nach
dieb
und

ſo
be

zig

Beilage zu r. 197 des Merſeburger Tageblattes

Die Pflicht zur Notwehr,
Die amtliche Mitteikung über die Unterhaltung des

Reichskanzlers Dr. Streſemann mit dem ſächſiſchen Miniſter
präſidenten Dr. Zeigner atmet eitel Harmonie. Dr. Zeigner
hat den feſten Willen der ſächſiſchen Regierung betont, Ruhe
und Ordnung im Lande aufrechtzuerhalten. Jſt das ein
Verſprechen für die Zukunft, ſo wird abzuwarten ſein,
welche, Taten den Worten folgen. Jn der Vergangenheit
hat man jedenfalls von dieſem feſten Willen nichts verſpürt.
Gewiß iſt Polizei kein Allheilmittel gegen den Hunger.
Aber wer deshalb das wirtſchaftliche Uebel mit wirtſchaft
lichen Mitteln heben will, muß Dr. Zeigner anklagen, daß
unter ihm die Wirtſchaft an der Linderung des Notſtands
verhindert worden iſt. Es iſt billig, wieder einmal die
Preſſe zum Sündenbock zu machen. Jn Wahrheit hat allein
das volle Verſagen der ſächſiſchen Regierung parteipolitiſche
Uebungen ermöglicht den Radek-Leuten.

Die Preſſe von der äußerſten Rechten bis zur äußerſten
Linken hallt wider von Mitteilungen über rohe Gewalttaten
ſtreikender oder demonſtrierender Horden, die, aus den
Städten und Jnduſtriebezirken kommend nicht nur im
Freiſtaat Sachſen Raub und Plünderung aufs Land
tragen. Bezeichnend iſt die Meldung der „Roten Fahne“
der es als „Selbſthilfe“ erſcheint, daß z. B. in Klein
Säuberlitz Arbeiter des Kohlenwerks Olba in den Mühlen
und bei den Landwirten die Abgabe von Getreide zum
halben Preiſe erzwangen. Was in dieſem Zuſammenhange
den berufenen Staatsbehörden vorgehalten werden muß,
iſt wiederholt offen ausgeſprochen. Kann der Landwirtſchaft
dabei ein Vorwurf gemacht werden, ſo höchſtens der, daß
ſie das Recht auf Notwehr nicht überall hinreichend geübt
und es nicht längſt in die Pflicht zur Notwehr verſchärft hat.

Jn dem Leitaufſatz des „Vorwärts“ klagt ein ſozial-
demokratiſcher Zimmerer über die Berſerkerwut der Kom-
muniſten und fragt, ob es denn keinen Schutz gegen die
Willkür, den Terrorismus und den politiſchen Fanatismus
der eigenen Arbeitskollegen, gäbe. Die Schriftleitung ant-
wortet: „Der beſte Schutz gegen den Terror der kommu-
niſtiſchen Helden iſt die kraftvolle Abwehr. Schließen
ſich die ſozialdemokratiſchen Arbeiter und Angeſtellten feſt
zuſammen und zeigen ſie den Prügelhelden, daß Sozial
demokraten auch Fäuſte haben, die zuzupacken ver-
ſtehen und nicht nur in der Taſche geballt werden, dann
wird am eheſten wieder die Möglichkeit kameradſchaftlichen
Verkehrs entſtehen. So wie bisher geht es einfach nicht
mehr. Entweder wehren ſich unſere Genoſſen gegen
die Rüpeleien, oder ſie werden erdrückt!“

Aehnlich auf dem Lande. Noch gilt im deutſchen Straf
recht die Notwehr. Sie iſt die Verteidigung, die erforderlich
wird, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von
ſich oder einem anderen abzuwehren; die durch die Not
wehr gebotene Handlung iſt ſtraflos. Es gilt alſo, die Selbſt-

Donnerstag, den 23. Auguſt 1923

erhaltungs- und Abwehrpflicht, die jedem menſchlichen Herzen
eingepflanzt iſt, mehr und entſchloſſener als bisher in die
Praxis umzuſetzen. Gewiß hat jeder Staat die Machtmittel,
um die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten; er braucht
nur den Willen zu haben, ſie anzuwenden. Je zögernder
ſich die entſprechende ſtaatliche Bereitwilligkeit einſtellt, um
ſo ſtärker iſt die Pflicht des Einzelnen auf Ausübung der Not
wehr. Wer in dieſem Sinne die jetzt zur Seuche gewordenen
rechtswidrigen Angriffe von ſich und anderen abwehrt, er
weiſt ſich in beſonderem Maße als ordnungsſichernder und
ſtaatserhaltender Bürger.

Politiſche Rundſchau
Bisher üßer 615 Milligräen geraguht!

Auch in den letzten Wochen haben die Beraubungen von
Reichsbankanſtalten im beſetzten und Einbruchsgebiet durch
die Franzoſen und Belgier in unverminderter Weiſe ange
dauert. Sie begnügten ſich nicht nur damit, die in den
Tageskaſſen der betreffenden Anſtalten zur Auszahlung be-
reit geſtellten Geldbeträge zu „beſchlagnahmen“ oder von den
ſchlüſſelführenden Beamten unter Todesdrohungen oder An
wendung ſämtlicher Gewaltmittel jeder Art die Herausgabe
der Treſorſchlüſſel zu erpreſſen, ſondern ſchritten auch in
weitem Umfange zu Sprengungen der Treſore. So ſind in
der letzten Zeit außer der gewaltſamen Oeffnung des Tre-
ſors der Reichsbankſtelle Koblenz die Treſore in Mainz
(23. Juli), Neuwied (1. Auguſt), und Gelſenkirchen (17.
Auguſt) mit Hilfe von Sauerſtoff-Apparaten und Brech-
ſtangen, Stemmeiſen und ähnlichen Werkzeugan erbrochen und
ihres Jnhalts beraubt worden. Die Geſamtſumme der den
Einbruchsmächten auf ihren Beutezügen bisher in die Hände
gefallenen Beträge beläuft ſich auf über 615 Milliarden
Mark. Daneben haben die Franzoſen und Belgier die Fä l-
ſchung von Reich bsanknoten fortgeſetzt. Der Nenn-
betrag, auf den die falſchen Noten ſich, ſoweit bisher be
kannt, beziffern, beträgt rund 13 Milliarden Mark, in
Wirklichkeit dürfte er erheblich höher ſein. Mit welcher
Roheit bei den Ueberfällen verfahren wird, erhellt aus den
Vorgängen auf der Dortmunder Reichsbankſtelle, wo der
ſchlüſſelführende Beamte, Direktor Junge, ſich weigerte, Aus-
kunft über den Verbleib des fehlenden Schlüſſels zu bringen.
Er wurde verhaftet und zwei Tage lang ohne Speiſe und
Trank in einen engen ſchmutzigen Taubenſchlag geſperrt.
Während dieſer Gefangenſchaft wurde er von den fran
zöſiſchen Soldaten derart durch Schläge mißhandelt, daß
er ſich einen Bruch des Trommelfells und eine ſchwere
Mittelohrentzündung zuzog, an der er noch heute im Kranken-
hauſe liegt.

Bei der Beſetzung der Reichsbankſtelle Duisburg haben
die Belgier, um die Herausgabe der Treſorſchlüſſel zu
erzwingen, folgendes Mittel angewandt: Sie drohten, im
Weigerungsfalle die Treſors mit Dynamit aufzureißen,
zwangen aber vorerſt das geſamte Perſonal, ſich in unmitte
barer Nähe des Treſors aufzuſtellen, damit es Gefahr liefe,
von den umherfliegenden Treſorſtücken verletzt zu werden!

——„x„—-——--—“vr—-—“ “/Üv —--—„“x———-

Die Gehälter der Blutſauger
Wie von unterrichteter Seite mitgeteilt wird, beziehen

die Mitglieder der in Deutſchland lebenden fremden Kon
trollkommiſſionen für die zweite Auguſtwoche folgende Ge
hälter: General 180 173 000 Mark, Oberſt 146 979 000 Mk.
Major 112 782 000 Mark, Hauptmann 85 344000 Mark
Unteroffizier 49 300 000 Mark, Soldat 37 933 000 Marhb.
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Uraufführung des Filmwerks „Die Ruhrſchaude“.
Berlin, 22. Auguſt. Jn den „Kammerſälen“ gelangte

am Dienstag Abend das Filmwerk „Die Ruhrſchande“ zur
Uraufführung.. Auf die Bedeutung des Werkes wies ein
leitend Freiherr v. Meden hin. Die Bilder ſind unter
großer Lebensgefahr im Ruhrgebiet an Ort und Stelle auf-
genommen worden. Zwei der mitwirkenden Filmoperateure
ſind den Franzoſen in die Hände gefallen und ſitzen im
Zuchthaus. Der Film gibt einen ſtarken Eindruck von den
ſeeliſchen und körperlichen Qualen der Ruhrbevölkerung, von
dem rigoroſen Vorgehen der eſatzungstruppen und von der
Standhaftigkeit und dem Widerſtandswillen der Bevölke
rung.

Die deutſchen Vermögen in Amerika.
Vom HanſaBund wird uns geſchrieben: Jn Folge zahl

reicher Anfragen aus Jntereſſentenkreiſen teilt uns die
Amerika Abteilung des Hanſa-Bundes mit, daß die bis jetzt
bei ihr eingegangenen Geſuche wegen Auszahlung des in
Amerika beſchlagnahmten Vermögens zwar ſämtlich dem
amerikaniſchen Treuhänder eingereicht, daß jedoch Auszah-
lungen (abgeſehen von vielleicht einigen beſonders gelegenen
Einzelfällen) noch nicht erfolgt ſeien. Der Grund für dieſe
Tatſache iſt, wie der amerikaniſche Vertreter des Hanſa-
Bundes berichtet, in der peinlich genauen Prüfung zu
ſuchen, die der Treuhändler hauptſächlich bezüglich der
Feſtſtellung der wirklich Empfangsberechtigten in jedem
Einzelfalle vornimmt. Dieſe Prüfung iſt in Erbſchaftsfällen,
für welche außerdem noch ein in Amerika wohnhafter Pfleger
ernannt werden muß, beſonders ſcharf. Vielleicht trägt dieſe
Notiz dazu bei, alle diejenigen, die ihr in Amerika beſchlag4
nahmtes Vermögen noch nichtn rektlamiert haben, hierzu
zu veranlaſſen. Etwaige Meldungen, denen alle Unter
lagen beizufügen ſind, nimmt der Hanſa-Bund, Berlin
NW 7, Dorotheenſtraße 36, nach wie vor entgegen.

Das deutſche Kapital in der Schweiz
Gegenüber vielen Gerüchten über eine gewaltige deutſche

Kapitalabwanderung nach der Schweiz ſtellt die Schweizer
Bankiervereinigung feſt, daß die Kapitalbewegung im Gegen-
ſatz zu dieſen böswilligen Erfindungen eher einen rück
läufigen Kurs eingeſchlagen habe. Die im Auslande hier
und da auftauchenden r die Schweizer Behörden
zur Sperrung der Kontrolle der deutſchen Guthaben und
Depots zu veranlaſſen, haben nach den Erkundigungen der
Bankiervereinigung in den Regierungen der Alliierten nicht
Boden gefaßt. Es ſei auch zu erwarten, daß der Bundesrat
derartige Zumutungen wie bisher mit Entrüſtung zurück
weiſen werde.



logo und Kumerun.
Das deutſche Muſter für Frankreich.

Der „Jntranſigeant““ beſchäftigt ſich in einem
Artikel mit der Verwertung von Kamerun und Togo und
führt dabei aus, daß ſich Togo dank der deutſchen Arbeit
in einem Grade der Vervollkommnung befinde, der als Bei-
ſpiel dienen könne. Aehnlich ſei es mit Kamerun, wo die
deutſchen Frankreich den Weg gezeigt hätten; wenn alle
franzöſiſchen Kolonien ſo wie Togo und Kamerun aus-
gerüſtet ſeien und wenn ſie vor allem ihr Eiſenbahnnetz
ausgebaut hätten, ſo wäre das nach dem Blatt ein großer
Schritt auf dem Wege zu ihrer rentablen Erſchließung
Vor allem aber dürfe das deutſche Beiſpiel für Frankveich
nicht verloren bleiben. Frankrei
unbedingt das verbeſſern, was die deutſchen ſchon im Jahre
1913 in ihren Kolonien verwirklicht hätten. Denn das ſei
vor allem auch, wie nicht mehr dargelegt zu werden brauche,
eine moraliſche Notwendigkeit.
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Enttäuſchung

Poincare hat wieder eine ſeiner üblichen Sonntags-
reden gehalten: und diesmal war ſie ganz beſonders ange
kündigt worden, die franzöſiſche Preſſe hatte auf eine ſo
zuſagen ſenſationelle Wendung der franzöſiſchen Ruhrpold
tik vorbereitet und in Deutſchland gab es immer noch Männer
der öffentlichen Meinung, die mehr als eine Aenderung.
der Form erwarteten und neue Morgenluft der Kontinen-
talpolitik witterten. Für dieſen Teil der deutſchen öffent
lichen Meinung iſt es verſtändlich, daß die Rede in Char-
leville eine gewiſſe Enttäuſchung hervorruft, wie es die
„Gazette de Foch“ zugibt. Für uns liegt kein Anlaß zuy
Enttäuſchung vor. Wir ſtellen eine gewiſſe Mäßigung im
Ton feſt, ſtellen aber den von Poineare eingeſchobenen Satz-
teil „indem wir auf unſerem Wege fortſchreiten“ in den
Vordergrund. Jm übrigen ſtimmen wir dem zu, daß „ein
auf der Ungerechtigkeit begrüundeter Friede nur gefährlich
und zerbrechlich“ ſein könne.

Don der Arbeit des Döſſerbundes,
Genf, 22. Auguſt. Jn Genf wird ſchon eifrig für die

vierte Sitzung des Völkerbundes gerüſtet, die am 18. Sep
tember beginnen wird. Zur Vorbereitung der Verſammlung
wird der Rat des Völkerbundes noch einmal am 30. Auguſt
zuſammentreten, um die Berichte der einzelnen Kom
miſſionen, die der Abrüſtungskommiſſion, der Kommiſſion
für Wirtſchafts- und Finanzfragen, für den Minderheiten-
ſchutz, der Handelskommiſſion uſw. anzuhören. Außer den
zwiſchen Polen und Danzig noch ſchwebenden Fragen und
den die Freiſtadt Danzig noch berührenden Fragen, die von
der letzten Ratsſitzung im April auf die kommenden Ver-
handlungen vertagt werden, werden noch verſchiedene Fragen
des Saargebietes zur Sprache kommen. An neuen
Aufnahmegeſuchen in den Völkerbund liegen vor ein Antrag
des Freiſtaates Jrland und ein ſolcher Abeſſiniens. Der
Antrag der Türkei auf Aufnahme in den Bund dürfte
wahrſcheinlich noch eingehen.

Die engliſche Pöſkerbundsligu un Baſdwin.
London, 22. Auguſt. Die engliſche Liga für den

Völkerbund richtet morgen einen Brief an Baldwin,
in dem die Regierung aufgefordert wird, angeſichts der
Gefährdung des Weltfriedens durch die Beſetzung des Ruhr-

müßte in ſeinen Kolonien,

gebiets in der Vollverſammlung des Völkerbundes in Genf
auf Grund des Artikels 11 der Satzungen des Völkerbundes
die gegenwärtigen Beziehungen zwiſchen Frankreich, Belgien
und Deutſchland zur Kenntnis des Völkerbundes zu bringen.
Ferner ſollen Vertreter Deutſchlands eingeladen,
werden, auf Grund des Artikels 17 an den Beratungen
aller Fragen teilzunehmen, die Deutſchland betreffen. End-
lich ſoll die engliſche Regierung einen Verſuch machen, mit
Hilfe des Völkerbundes eine Löſung für die Reparations
und Schuldenfrage ſowie die Sicherungsfrage möglichſt unter
Einbeziehung der Vereinigten Staaten zuſtande zu
bringen. Die Völkerbundliga erwartet ferner, daß die eng-
liſche Regierung nichts unverſucht laſſen werde; um dis
baldige Verabſchiedung des Friedenspaktes und eines Ab-
rüſtungsvertrages durchzuſetzen. Dieſer Appell an Baldwin,
der durch die lokalen Organe der Völkerbundliga unter-
ſtützt werden ſoll, hat die Billigung namhafter Oppoſitions-
führer und des Sekretariats des Völkerbundes.

Sowjetruſſiſche Genugtunng an England
London, 22. Auguſt. Die engliſche Regierung erhielt

geſtern von der Sowjetregierung 2000 Pfund, die dieſe
an Mrs. Harding als Entſchädigung für ihre Gefangen-
ſchaft in den Jahren 1920 und 1921 bewilligte. Mrs.
Harding, eine engliſche Journaliſtin, wurde in den ge
nannten Jahren in Moskau neun Monate unter der An
ſchuldung der Spionage eingekerkert. Die engliſche Ref
rierung verlangte 10 000 Pfund Entſchädigung für die
ſchuldloſe Jnhaftierung. Die Sowjetregierung aber weigerte
ſich lange Zeit, auf dieſen Anſpruch einzugehen, hat ihn
aber nach längeren Verhandlungen, die mit Lord Curzons
bekanntem Ultimatum an Sowjetrußland begannen, in der

Höhe von 2000 Pfund bewilligt.

Direkte Verbindung London Bagdad.
Warſchau, 22. Auugſt. Jm Verfolg des in Lauſanne

unterzeichneten polniſch- türkiſchen Vertrages wird nunmehr
eine direkte Verbindung London Bagdad eingerichtet wer
den, die über folgende Punkte verlaufen wird: Amſterdam
Berlin Poſen Kattowitz Bukareſt Konſtanz
Konſtantinopel. Die Fahrtdauer auf dieſer Strecke wird
13 Stunden weniger betragen als auf dem Wege über Buda-
peſt. Die polniſche Regierung bereitet alle Maßnahmen zur
Erleichterung des Verkehrs auf dieſer internationalen Linie
vor, die für das geſamte Wirtſchaftsleben Polens eine
weſentliche Bedeutung erlangen wird.
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Aethiopien will den Völkerbund.
Genf, 22. Auguſt. Eine Sondermiſſion aus Aethiopien,

die beauftragt iſt, den Antrag auf Aufnahme in den Völker-
bund zu vertreten, iſt hier eingetroffen.

v —-vvAus Provinz und Reich
Waldbrand.

Vlankenburg, 22. Auguſt. Ein Waldbrand war n den
alten Kiefernbeſtänden des Forſtortes „Großer Rönneberg“
ausgebrochen und eine weithin ſichtbare Rauchfahne konnte
man öſtlich des Bahngleiſes aufſteigen ſehen Da dort große
Werte bei der herrſchenden Dürre in Gefah waren, ſo
wurde die Feuerwehr gerufen und ein Kommando mit
der Kreismotorſpritze bis zum Leſſingplatz befördert. Die

mit Spaten bewaffneten Feuerwehrleute haben dann im
Walde durch geeignete Maßnahmen den Brand bekämpft
Eine Stunde ſpäter brach das mit Hagelſchlag verbundene
Gewitter los, welches mit organartigen Sturmböen einſetzte
und ausgiebiges Naß ſpendete. Der Hagelſtreifen war ein
ſchmaler, ſich hinter dem Regenſtrich durch die „Güldene
Aue“ nach Börnecke zu ziehender Strich. Es wurden in
Wald und Feld viele Menſchen von dem heraufziehenden
Wetter überraſcht und alle Feldgräben waren im Nu voll
Waſſer; ſelbſt auf den Wegen ſuchten die Waſſerfluten.
no chlange nachher ihren Abfluß. Die Gewalt des das Ge
witter begleitenden Sturmes war ſo ſtark, daß die Roggen-
mandel auf einem Ackerſtück zwiſchen der Bahn und der
alten Halberſtädter Landſtraße alle auseinander geworfen
wurden und durcheinander auf dem Ackerſtück lagen. Der
Hagel hat keinen großen Schaden angerichtet.

Wie einſt im Mai.
Cölleda, 20. Auguſt, Jn Schilliigſtedt bei Cölledaklingelte in der vergangenen Woche der Gemeindediener aus:

„Der Herr Regierungspräſident von Merſeburg trifft morgen
hier ein. Die Straßen ſind zu fegen und von Wagen frei-
zuhalten.“

Vater und Sohn von Felddieben niedergeſchoſſen.
Frankenberg i. Sa., 22. Auguſt. Ein Kampf mit Feld-

dieben, bei dem nur die letzteren bewaffnet waren, ſpielte
ſich vorgeſtern früh in der vierten Morgenſtunde hier ab.
Zum Zwecke der Beaufſichtigung eines Kartoffelpachtfeldes,
auf dem in der letzten Zeit viel geſtohlen wurde, begaben
ſich Flaſchenbierhändler Richter und Sohn nach dieſem Felde.
Dabei begegneten dem Sohn zwei fremde Männer mit
Hafergarben und einem gefüllten Sacke. Während Richter
jun. den einen der Männer zur Rede ſtellte, ſchoß ihn der
andere von hinten mit einem größeren Armeerevolver nieder.
Blutüberſtrömt ſtürzte Richter zu Boden. Auf den herbei-
eilenden Vater gab der zweite der fremden Männer drei
Schüſſe ab, durch die der Vater am Kopfe erheblich ver
letzt wurde. Die Verletzungen des jungen Richter ſind
lebensgefährlich. Die beiden Revolverhelden ergriffen die
Flucht und ließen die geſtohlenen Garben und einen Sach
Weizen liegen.

Bewahrt die Landwirtſchaft vor ungeſetzlichen Eingriffen!
Pirna (S), 22. Auguſt. Um die namentlich in der ver-

gangenen Woche unter dem Drucke der Maſſen in einem
größeren Teile des hieſigen Bezirks vorgenommenen wilden
Lebensmittelaufkäufe auf dem Lande wieder in geordnete,
Bahnen zu bringen, fand in der hieſigen Amtshauptmann-
ſchaft eine Beſprechung ſtatt, an der die Vertreter ſämtlicher
Städte und Landgemeinden, der Landwirtſchaft, Jnduſtrie
und Arbeiterſchaft teilnahmen und die zunächſt den Erfolg
hatte, daß die Landwirtſchaft in Zukunft vor den ungeſetz
lichen Eingriffen in ihr Eigentum verſchont bleiben ſoll
Jn Anerkennung der Notlage weiteſter Verbraucherkreiſe
wurde aber vorausgeſetzt, daß die Landwirtſchaft einen
weſentlichen Teil der Produkte, die für ſie einigermaßen
entbehrlich ſind, den geordneten Ankäufen ſeitens der Ge
meinden zur Verfügung ſtellt

JerrertE. Aporteren, Drogeren u
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